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Bekanntmachungen 

Bekanntgabe von Tarifverträgen 

Kiel, den 17. Oktober 1988 

Wir veröffentlichen nachstehend folgende vom Verband kirchli­
cher und diakonischer Anstellungsträger Nordelbien (VKDA-NEK) 
geschlossene Tarifverträge; der Abschluß erfolgte in allen Fällen 
gesondert, aber mit gleichlautendem Wortlaut mit den in den 
Abdrucken bezeichneten Mitarbeiterorganisationen: 

1. Für Angestellte und Arbeiter

- Änderungstarifvertrag Nr. 6 zum KAT-NEK vom 10.8.1988,

- Änderungstarifvertrag Nr. 4 zum KArbt-NEK vom 10.8.1988.

- Anclcrungsta1·ifvcrlrag '.\r. 3 zum Ltrifvertrag über ci11c Zm\"l'n-
dung für nichtbeamtete Mitarbeiter vom 10.8.1988.

- Änderungstarifvertrag '.\r. 1 zum Tarifvertrag über wrmögens­
wirksamc· Lc·istungcn an nichtbeamlctL' MilarhL·itcr vorn
10.8.1988,

- Änderungstarifvertrag '.\r. 1 zum Tarifvertrag über den Eintritt
in cle11 Vurruhcstand 11,rn 5.8 ],IKK.

2. Für Auszubildende

- der Änderungstarifvertrag Nr. 2 zum Tarifvertrag über eine
Zm1endung llir Auszuhildcmlc 1um IUK.1088.

- Änderungstarifvertrag '.\r. 1 zum Tarifvertrag über Yermögens­
wirksame Leistungen an Auszubildende mm 10.8.1988.

"i riir '\rzte/Är1ti11m'n im Pt"aktikum 

- Tarifvertrag zur Regelung der Rechtsverhältnisse der Ärzte
Arztinnen im Praktikum vom 5 81988,

- Entgelttarifverträge Nr. 1 und 2 für Ärzte/Ärztinnen im
Praktikum vom 5.8.1988.

- Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen an Arzte/
Ärztinnen im Praktikum vom 5.8.1988,

- Tarifvertrag über ein Urlaubsgeld für Ärzte/Ärztinnen im
Praktikum vom 5.8.1988,

- Tarifvertrag über eine Zuwendung für Ärzte/Ärztinnen im
Praktikum vom 5.8.1988.

Der Inhalt der unter Nrn. 1 und 2 genannten Änderungstarif­
verträge ist vom VKDA-NEK mit Rundschreiben Nr. 7 /88 und 
Nr. /'s.•88 vom 1-L7. bzw 7.9.1988 crliiutcrt worden. 

Beide Rundschreiben sind allen . .\nstellungsträgern im Bereich 
der Nordelbischen Kirche (auch den -"licht-1\litgliedern) zugegangen. 

Auf eine ErEiutcrung ckr unter '\r. 3 gcna1rnlcn Tari(1crtrügc !Lir 
Ärzte und Ärztinnen im Praktikum wird an dieser Stelle wegen des 
beschränkten .\nwendungsbereichs dieser Regelung wrzichtet. 

1\z.: 'i.'11 - D 11 

Norclelbisches Kirchenamt 

IIJI Auftrage 

Grohmann 
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Änderungstarifvertrag Nr. 6 
vom 10. August 1988 

rnm Kirchlichen Angcstelltentarihcrtrag (KAT-NEK) 

Z1dschen 

dem Verband kirchlicher und diakonischer 
.\nstellungsträger :\ ordclbien (VKDA-.\'EKL 

1 crtrdE'n durch den geschiiftsführenden \·orstand 

lllld 

der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft 
Landesverbände Hamburg und Schles1\ ig-Holstein 

der Gewerkschaft Öffentliche Dienste. Transport und Verkehr 
Bczirksvcrwaltungrn IL1mhurg und \irmh1cst 

Lic-m \crbancl l<irchlichc-r Mitarbeiter \i11rdc·lbie11 

der Gewerkschaft Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft 
Landesbezirk Nordmark 

- andererseits -

\\·ird auf der Grundlage der Tarifverträge \·om 5. November 1979 
tolgcnd<'s vcreinban 

§ 1
Anderung des KAT-.\'EK 

Der Kirchliche Angestelltentarifvertrag iKAT-NEK) vom 15. Januar 
1982. zuletzt geändert durch den Änderungstarifvertrag \Ir. 5 zum 
1( \T \JEK vom 4. \lui J L\87. wird wie lcilL't geändert: 

.� 3 wird wie folgt gl'iinclcrt: 

a) Buchstabe e erhält folgende Fassung:

.,e) Angestellte. deren arbeitswrtraglich vereinbarte durch­
schnittliche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit \\Cni­
gcr als II'.' Stunden beträgt: gilt für den entsprechenden 
vollbcsck1ltigtcn J\ngestcllic'n ,·inc von § 15 .\bs. 1 
abweichcncl,· rcgclmiif:(igc \rbcitszeit. ist der cnbprcch­
ende Anteil dieser Arbeitszeit mafsgebend," 

b J Es wird folgende Protokollnotiz neu aufgenommen: 

„Protokollnotiz zu Buchstabe e 

Unter l\uchstuh,· e fallen auch .\11gcstelltc_ sowci1 ,ic· c·inc 
nach dem Bunclcscrzichungsscld"c:;ctz crzichrn1:,;,i-'c'lciu11 
schädliche Bc'schäftigung während des Erziehungsurlaubs 
mit einer längeren Arbeitszeit ausüben. wenn das Kind vor 
eiern 1. Januar 1989 geboren ist ... 

2 � 19 Abs. 1 Satz 2 erhält die folgende Fassung: 

.. Zeiten einer Tjtigkcit. die den in � 3 Buchst. c i-'L't1a1111te11 
Llrnfang nicht iihcrschrit!cn hat. 11 ,.Tcicn nicht bcrück,iclitigt." 

3. § 23 a Satz 2 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 4 Satz 2 wird das Wort „zehnten" durch das
Wort „zwölften'' ersetzt.

b) Nr. 6 erhält die folgende Fassung:

,.6. a) Bewährungszeiten vor dem 1. Oktober 1988 werden
voll angerechnet, sofern der Angestellte regelmäßig 
mit mindP.stens der Hälfte der regelmäßigen wöchent­
lichen Arbeitszeit eines entsprechenden vollbeschäf­
tigten Angestellten beschäftigt war: 

b) Bewährungszeiten nach dem 1. Oktober 1988 werden
voll angerechnet, sofern der Angestellte mindestens
mit einer arbeitsvertraglich vereinbarten durchschnitt­
lichen regelmäßigen wöchentlichen Arbeitszeit von
18 Stunden beschäftigt war; § 3 Buchst. e Halbsatz 2
gilt entsprechend.''

4. § 27 wird wie folgt geandert:

al In .\hsatz 1 Satz 2 und in Absatz 2 Satz) \1crdcn jeweils diL·
Worte „1 a bis [l a" durch die Worte „1 his II a" ersetzt. 

b) ln Absatz 6 Unterabsatz 1 werden der Punkt durch ein
Semikolon ersetzt und die Worte „Absatz 7 ist entsprechend
anzuwenden." angefügt .

cJ Der folgende Absatz 7 wird angefügt: 

.. (7) Der Angestellte. der liinger als sc·chs Monate ohne 
Bezüge beurlaubt gewesen ist oder dessen Arbeitsverhältnis 
aus einem anderen Grunde geruht hat. erhält die Grundver­
gütung, die sich für ihn nach Absatz 2 und Absatz 6 
l'nterabs. 2 ergeben \\·ürde, wenn das Arbeitsverhältnis mit 
,\bliluf des Tages. der eiern Tage des Beginns der Rcurlau­
h1111g oder des Ru he11, vorangegangen ist. geendet hätte· 
Satz 1 gilt nicht lür die Zeit des Erziehungsurlaubs nach 
dem Bundeserziehungsgeldgesetz bis zur Vollendung des 
zwölften Lebensmonats des Kindes, für die Zeit des Grund­
\\ ehrdienstes oder des Zivildienstes sm\'ie für die Zeit einer 
Beurlaubung. die nach § 50 Abs. 2 Satz 2 bei der Beschäfti­
,2un,2szcit berücksichtigt wird." 

5. 111 � 2� :1 Abs .. 3 wird der folgende Unterabsatz 4 eingefügt:

.,Der Angestellte, der länger als sechs \lonate ohne Bezüge
beurlaubt gewesen ist oder dessen Arbeitsverhältnis aus einem
anderen Grunde geruht hat. erhält die Grundvergütung, die
sich für ihn nach Cnterabsatz 3 ergeben würde, wenn das
Arbeii,;,·nhültnis mit \hlauf des Tages. dcT dem Tage des
Beginns der Rcurlaubun,2 udcr des Huhcns 1urangcgangcn ist.
getndct hätte. Satz l gilt nicht für die Zeit des Erziehungsur­
laubs nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz bis zur Vollen­
dung des zwölften Lebensmonats des Kindes. für die Zeit des
Grundwehrdienstes oder des Zivildienstes sowie für die Zeit
l'incr Beurlaubung. die nach § 50 Abs. 2 Satz 2 bei der
fü'schfütigungszci( berül'l\:iichtig( wird."

6. ln s 29 Ruchs!. C Abs. 5 wird das Wort „gcsamtversorgungs­
pflichtig'' durch das Wort „zusatzversorgungspflichtig" ersetzt

7. § 36 A.bs. 1 wird wie folgt geändert:

a) Cnterabsatz 1 wird \lit· folgt geändert.

":,) In Satz 1 \1erdc11 nach dem \\'mt .Girokonto'' di,,
Worte ,,im Inland" l'ingefügt. 

bb) Es wird der folgende Satz angefügt. 

..Die Kosten der Übermittlung der Bezüge mit Aus­
nahme der Kosten für die Gutschrift auf dem Konto des 
Empfängers trägt der Arbeitgeber: die Kontocinrich­
tungs-. Ko11toliihrungs- oder ßuchu11gsgebühren trägt 
der Empl'ünger." 

bJ Es werden folgende linterabsätze angefügt: 

„Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses sind die Bezüge 
unverzüglich zu überweisen. 

Im Sinne der Unterabsätze 3 und 4 steht der Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses gleich der Beginn 

a) des Grundwehrdienstes oder des Zivildienstes,

b) des Ruhens des Arbeitsverhältnisses nach § 59 Abs. 1
Unterabs. 1 Satz 5,

c) des Erziehungsurlaubs nach dem Bundeserziehungsgeld­
gesetz,

dJ einer sonstigen Beurlaubung ohne Bezüge von länger als 
zwölf Monaten; 

nimmt der Angestellte die Arbeit wieder auf, wird er bei der 
Anwendung des Unterabsatzes 2 wie ein neueingestellter 
Angestellter behandelt." 
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8. In § +O werden nach dem Wort .,angewendet'' die Worte ... wenn
die arbeitsvcrtraglich 1creinbarte durchschnittliche regelmä­
ßige wöchentliche Arbeitszeit des Angestellten mindestens die
Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit eines cntsprcchendrn voll­
beschäftigten Angestellten beträgt" eingefügt.

9. In § 53 Abs. 3 werden nach dem Wort „unkündbar" die \York
,,,wenn die arbeitsvertraglich wreinbarte durchschnittliche regel­
mäßige wciche11tliche .\rbeibzcit mindestens die I Jällll- der
regelmäßigen Arbeitszeit eines entsprechenden vollbeschäftig­
ten :\ngcstl'llten hcträ)It" eingL·fügL

10. In § 62 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte ,.Der vollbeschäftigte
Angcstellk:· durch clic Worte „Der Angc,Lclltc. rnit dem die
regelmäßige Arbeitszeit(§ 15 und die Sonderregelungen hierzu)
vereinbart ist und" ersetzt.

11. In § 63 Abs. 5 Satz 1 werden vor dem Wort .,sonstige'' und vor
dem Wort .. Hentcn" jc\wils das Wun „odc(· durch ein Komma
ersetzt und nach dem Wort „Rentenversicherung'' die Worte
,,oder Renten und vergleichbare Leistungc'n eines ausliindi­
schen Versicherungsträgers" eingefügt

12. § 7"+ Abs. 2 Untcrabs. 4 erhält die folgende Fassung:

„Unabhängig von Unterabsatz 1 können die Anlagen 1 a und 1
b. auch jede für sich, ohne Einhaltung einer frist jcckrzeit
schriftlich gekündigt werden. ·

13. Nr. 6 Abschnitt B der Sonclcrregcltrng 2 a (SR 2 a) wird wie
folgt geändert:

aJ :\bsatz � erhält die folgende Fassung:

.. (4) Die nach Absatz 2 errechnete Arbeitszeit kann bis 
zum Ende des dritten Kalendermonats auch durch ent­
sprechende Arbeitsbefreiung abgegolten werden (Freizeit­
ausgleich). fiir den Frci1,citausglcich ist eine angefangen" 
halbe Stunde. die sich bei der Berechnung nach Absatz 2 
cr·gchl'.11 hat, auf eine halbe Stunde aufzurunden. 

b) Absatz 5 Unterabs. 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 wird clas \\Ort .,h.alcndcrjahrc�" durch das
Wort „Kalenderhalbjahres" ersetzt 

bb) Die Sätze 2 und 3 werden gL·strichrn. 

c) Absatz f; wird wie folgt geändert

aa) Es werden die folgenden Unterabsätze 2 und 3 eingefügt

„Leistet der /\ngcstcllte in der Regel nur Rutbcreitschaf1 
und nicht auch Bereitschaftsdienst, dürfen im Kalender­
monat nicht mehr als zwölf Rufbereitschaften angeord­
net werden. Diese Zahl darf überschritten werden. 
wenn sonst die \'ersorgung der Patienten nicht sicherge­
stellt wiirc 

Die anfallenden Rufbereitschaften sollen auf die an der 
Rufbereitschaft teilnehmenden Angestellten gleichmä­
ßig verteilt werden.'' 

bb) In Unterabsatz 5 werden die Worte ,.entsprechender 
Freizeitausgleich gewährt wird" durch die Worte „ent­
sprechende Arbeitsbefreiung gewährt wird (Freizeitaus­
gleich)" ersetzt. 

cl) Absatz 7 wird wie folgt geändert:

aa) Unterabsatz 1 erhält die folgende Fassung:

„Im Kalendermonat dürfen 
in den Stufen A und B nicht mehr als sieben, 
in den Stufen C und D nicht mehr als sechs 

Bereitschaftsdienste angeordnet werden. Diese Zahlen 
dürfen vorübergehend überschritten werden, wenn sonst 
die Versorgung der Patienten nicht sichergestellt wäre. 
Leistet der Angestellte auch Rufbereitschaft, ist dies bei 
Anwendung des Satzes 1 in der Weise zu berücksichti-

gen. daß zwei Rufbereitschaften als ein Bereitschafts­
dienst gelten." 

bb I ln Cnterabsatz 2 werden in Satz 1 das Wort .. soll" 
durch das Wort „darf" ersetzt und in Satz 2 die Worte 
,,; diese Ruhezeit kann auch mit einem dienstplanmäßig 
freil'tl Tag zusamrm:nfallcn" gestrichen. 

cc) Unterabsatz 3 wird durch die folgenden Unterabsätze
crsetLt:

„Wird der Angestellte an einem Kalendertag, an dem er
scinL· Arbc·itszeit - ausschlid,lich der Pausrn - von
mindestens siebeneinhalb Stunden abgeleistet hat, zu
einem Bereitschaftsdienst der Stufe C ocln 1) hcr,1ngc­
zogen, der mindestens zwölf Stunden dauert, soll ihm
nach diesem Bereitschaftsdienst eine Ruhezeit von min­
destens acht Stunden gewährt werden; dies gilt nicht,
wenn bei Gewährung der Ruhezeit die Versorgung der
Patienten nicht sichergestellt 11 äre.

Unterabsatz 3 gilt entsprechend nach einer mindestens
2+-stündigen ununterbrochenen Inanspruchnahme
durch Arbeit und Bereitschaftsdienst zwischen 6 Chr an
einem Sonntag uder cinL·n v\ ochcnfriertag und 0 Uhr
am folgenden Tag.

Unbeschadet der Unterabsätze 3 und 4 ist. von Notfäl­
len abgesehen, eiern Angestellten nach einem Bereit­
schattsdiensl von mindestcfü zwölf Stunden in dem
erforderlichen Umfang Arbeitsbefreiung zu gewähren,
wenn er nachweist. daF seine lnanspruchnahmv wäh­
rend des Bereitschaftsdienstes über 50 v. H. hinausge­
gangen ist Die Zeit der .\rbeitsbcfreiung ist Freizeitaus­
gleich im Sinne des Absatzes 4.

Der .\ngcstclltc. der st,indig \\'echselschichtarhcit (§ 15
Abs. 8 Unterabs. 7 zu leisten hat, soll im Anschlu/5 an
eine 'lachtschicht nicht mm Bereitschaftsdienst heran­
gezogen werden.·· 

e) Absatz 8 wird ll'ic folgt geändert:

aa) Die Unterabsätze 1 und 2 \\erden Unterabsatz 1; in
Sat7 1 werden die Worte 

„der Absätze 2 Buchstabe b und 7" durch die Worte 
.. des Absatzes 2 Ruchst. b und des . .\bsatzcs 7 Cntcr­
abs. 1" 

ersetzt. 

bb) In Unterabsatz 3 werden die Worte 

„Absatzes 7'' durch die Worte „Absatzes 6 U11!crabs. 2 
und des Absatzes 7 Unterabs. 1 Satz 3" ersetzt 

cc ! Es \\ erden die folgenden Untcrabsiitze an_l!cfügt: 

„Die Ruhezeiten im Sinne des Absatzes 7 Unterabs. 2 
bis 4 können auch mit dienstplanmäßig freien Tagen 
zusammenfallen. Sie sollen, soweit möglich, zum Frei­
zeitausgleich nach Absatz 4 verwendet werden. 

Für die Zeiten eines Freizeitausgleichs nach Absatz 4, 
Absatz 6 Unterabs. 5 und Absatz 7 Unterabs. 5 werden 
die Vergütung (§ 26) und die in Monatsbeträgen festge­
legten Zulagen fortgezahlt." 

14. Nr. 8 der Sonderregelung 2 c (SR 2 c) wird wie folgt geändert:

a) Absatz 4 erhält die folgende Fassung:

,,(4) Die nach Absatz 2 errechnete Arbeitszeit kann bis
zum Ende des dritten Kalendermonats auch durch ent­
sprechende Arbeitsbefreiung abgegolten werden (Freizeit­
ausgleich). Für den Freizeitausgleich ist eine angefangene
halbe Stunde, die sich bei der Berechnung nach Absatz 2
ergeben hat, auf eine halbe Stunde aufzurunden.
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b) Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aa) 111 Sal! 2 11 ird das Wort „1,aknderjahres" durch d,1s
Wort „l-i.akndcrhalbjahrcs·· n,d?t 

bb) Satz 3 \\·ird gestrichen. 

c) Absatz 6 wird 11 ie folgt geändert

aa) Es werden clic· folgenden Unternbsiitzc 2 und 3

„Leistet dn \ngcstclltc in der l{q:L·I nur l{ufb1-r,·ihchaft 
und nicht auch lkrcitschaft,dirnsl, dürfen im Kalen­
dermonat nicht mehr als z11·ölf Rufbereitschaften ange­
ordnet werden. Diese Zahl darf überschritten 11 erden, 
wenn sonsc die Versorgung der Patienten nicht sicherge­
stellt ware 

Die anfallcndc11 l{ufbercitschaltcn sollc11 auf die ,111 der 
Hutbcrcibchaft teilnchnwndrn .\ngcstellll'n t-:lc·iclnnii­
füg verteilt 11 erden.·· 

bb) In Unterabsatz 5 werden die 'vVorte ,,entsprechender 
Freizeitausgleich gewährt wird·· durch die \Vone .. ent­
sprechen de Arbeitsbefreiung gewährt wird (Frei1eitaus­
gleich r· crol'lLl. 

eil Absatz 7 wird 11ie folgt geändert 

aa) Unterabsatz 1 erhält die folgende Fassung: 

,,Im Kalendermonat dürfen 
in den Stufen A und B nicht mehr als sieben. 
in cirn S1ufc11 C und D 11icht mehr als SL'l:hs 

lkrcitsch:litsdicnsll' angcnrdrn t werden. Ui,,,,. 7;ll1lcn 
dürfen rnrübcrgehend überschritten werden, 11 enn oonst 
die Versorgung der Patienten nicht sichergestellt wäre. 
Leistet der Arzt auch Rufbereitschaft, ist dies bei ,\mwn­
dung des Satzes 1 in der Yreise zu berücksichtigen. daß 
zwei RuilxT,'itschaftcn als ein BLTL'itschaftsdicns1 f-',·ltrn." 

bb) In Unterahsat7 2 werden i11 Satz l das Wort .. soll durch 
Jas Wort .. darf'' ersetzt und in Satz 2 die Worte .. : diese 
Ruhezeit kann auch mit einem dienstplanmäßig freien 
Tag zusammenfallen" gestrichen. 

cc) Unterabsatz 3 wird durch die folgenden Unterabsätze
crst:tzt·

.. \1/ird dLT ·\t·Lt an einem l\akndcrtag. an d1·m n ,c111c
Arbeitszeit ausschlicElich Lkr Pausen von minde­
stens siebeneinhalb Stunden abgeleistet hat. zu einem
Bereitschaftsdienst der Stufe C oder D herangezogen,
der mindestens zwölf Stunden dauert, soll ihm nach
diesem Bereitschaftsdienst eine Ruhezeit von minclcs,
tcns acht Stunden gcwührt 1,c,rdcn. dies gilt niL·ht. \Lcnn
bei Gc1\·ahrung der l{uhu,:ir die Vnsurgung dn l'atiL'll­
ten nicht sichergestellt wäre.

Unterabsatz 3 gilt entsprechend nach einer mindestens
24-stündigen ununterbrochenen lnanspruchnahrn c
durch Arbeit und Bereitschaftsdienst zwischen 6 Uhr an
einem Sonntag oder einem Wochenfeiertag und 9 Uhr
am folgenden Tag.

Unbeschadet der Unterabsätze 3 und 4 ist, von Notfäl­
len abgesehen, dem Arzt nach einem Bereitschaftsdienst 
von mindestens zwölf Stunden in dem erforderlichen 
Umfang Arbeitsbefreiung zu gewähren, wenn er nach­
weist, daß seine Inanspruchnahme während des Bereit­
schaftsdientes über 50 v. H. hinausgegangen ist. Die Zeit 
der Arbeitsbefreiung ist Freizeitausgleich im Sinne des 
Absatzes 4. 

Der Arzt, der ständig Wechselschichtarbeit (§ 15 Abs. 8 
Unterabs, 7) zu leisten hat, soll im Anschluß an eine 
Nachtschicht nicht zum Bereitschaftsdienst herangezo­
gen werden ...

c) Absatz 8 wird wie folgt geändert:

c:a't 111 LlnlL'rabsal/ l Satz I wcrdrn diL· \\'orte

,.der 1\bsützc 2 nuch,tabc b u11d 7" durl'i1 dil' Worte .. dL'o 
Absatzes 2 Buchst b und des Absatzes 7 Unterabs. r·

ersetzt. 
bb) In Unterabsatz 3 werden jie Worte 

.. Absatzes 7" durch die Worte ,.,-\bsatzes 6 Unterabs. 2 
und des J\bsa11cs � Untcrabs. 1 Sat; c;·· ersetzt. 

cc ! h werden die lulgL·ndcn Untcrah>citzc· angefügt: 

.. Die Ruhezeiten im Sinne des Absatzes 7 Unterabs. 2 
bis 4 können auch mit dienstplanmäßig freien Tagen 
zusammenfallen. SiE' sollen, soweit möglich, zum Frei­
zeitausgleich nach .Absatz 4 venwndet werden. 

Fiir dil' Zcitrn ,·i11cs l'rcizeitausgki,·hs nach Absat; -l. 
:\bsatz 6 U nkrabs. 5 und Absatz � Ln lcrabs. 5 wcrckn 
die Vergütung 1§ 26) und die in .\lonatsbeträgen festge­
legten Zulagen fortgezahlt." 

§ 2
Ülxrgangsvorschrilkn 

(1) Bc·i dem i\ngcstclltrn. der am 30. Scptern kr 1988 schon und
am 1. Oktober 1988 noch in einem unter den K:\T-NEK fallenden 
Arbeits\erhältnis steht. gilt§ 19 Abs. 1 Satz 2 IC\T-NEK in der ab 
1. Oktober 1988 geltenden Fassung, wenn er bis zum 31. März 1989
nach11 eist. daß aufgrund dieser Vorschrift zusätzliche Beschäfti­
gu ngvci I cn anrcchcn bar ,i nd

(2) � 3b Abs. 1 Ulll1Tab,. 5 K.ATNEl\ giit nur, wenn dn
maggebencle Zeitpunkt nach dem 30. September 1988 liegt. 

§ 3
Inkrafttreten 

Dieser farifvl·rtrag tritt am I Oktober 1LJ8::-; in kraft. Abwcichcnr.l 
hicn,,n u-itt § 1 Nr. 3 lluchsl,ilw a. Nr. -l lluchstahc· a, Nr. 6, 1\:r 7 
Buchstabe a und Nr. 12 rnit \\ irkung vom 1. Januar 1988 in Kraft. 

Änderungstarifvertrag Nr. .i 
vom 10. August 1988 

zum Kirchlichen Arbeitertarifvertrag (KArbT-NEK) 

Zwischen 

dem Yerband kirchlicher und diakonischer 
Anstcllunusträgcr Nordclhicn 1VKDA-NEK). 

\'L'flt'l'tc·n durch den g1·sckil1slührend,·n Vurs1a11cl 

cincrseib 

und 

der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft 
Landesverbände Hamburg und Schleswig-Holstein 

der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr 
Bezirksverwaltungen Hamburg und Nordwest 

dem Verband Kirchlicher Mitarbeiter Nordelbien 

der Gewerkschaft Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft 
Landesbezirk Nordmark 

- andererseits -

wird auf der Grundlage der Tarifverträge vom 5. November 1979 
folgendes vereinbart: 

§ 1
Änderung des KArbT-NEK 

Der Kirchliche Arbeitertarifvertrag (KArbT-NEK) vom 17. Mai 
1982, zuletzt geändert durch den Änderungstarifvertrag Nr. 3 zum 
KArbT-NEK vom -l. Mai 1987, wird wie folgt geändert: 
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1. § 3 Abs. 1 Buchst. d wird wie folgt geändert:

a) J3uchstalll· d erhält lolgcnck Fassung

.. d) Arbeiter. deren arbeits1 ertraglich vereinbarte durch­
schnittliche regelmäßige 11 öchentlic he Arbeitszeit weni­
gL'l' ah 18 Stunden betrügt: gilt für ckn c1itsprcchcmkn 
vollbeschäftigten Arbeiter eine rnn § 15 Abs. 1 abwei­
chende regelmäßige Arbeitszeit ist der entsprechende 
Anteil dieser Arbeitszeit 111af,gebc·11d." 

b) Es wird folgende Protokollnotiz neu aufgenommen:

.. Protokollnotiz zu Buchstabe d:

Lntcr Arbeiter nac:h Buch,tab•} u lallen aucl1 Arbeiter.
soweit sie eine nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz erzie­
hungsgeldunschädliche Beschäftigung während des Erzie­
hungsurLrnbs mit vincr liingvrcn Arlwil>Zt.'it athlilll'll, wL·1111
das Kind 1·or dem 1 Januar 1989 geboren ist.'·

2. § 1 l) Abs. l Satz 2 crh,ilt die folgrndr Fassung:

.,'.Leiten einer Tätigkeit die den in § 3 ßuchst. J genannten
l'mfang nicht überschritten hat. werden nicht berücksichtigr"

.3. § 23 wird 11 ic· folgt gL·:indcrt: 

a) [n Absatz 1 werden die Worte .,Anlage 1 a und l b" durch
die Worte „Anlage 1 „ ersetzt

b1 Jn Absatz 2 Untcrahs. 1 Sau 3 wird das Wun „zchnkn 
durch das Wort ,.z11·ö]ften'' ersetzt. 

Cl \hsatz 2 Cntcrab, 3 erhält die folgcnck Fassung: 

.. Bcwährungszcitc11 

a) vor dem 1. Oktober 1988 11erden angerechnet. sofern der
Arbeiter rcgellll!il�ig mit mindesten, der Hülftc der rcgc.'1 

mäEigen wöchentlichen . .\rbeitszeit eines entsprechen­
den vollbeschäftigten Arbeiters beschäftigt 1rnr: 

hi nach dem 1. Clktober 1988 wc1·dcn angcrrchnl.'1, sofern 
der A.rbciter m111dcstrns 1nit einer arbcitsvcnraglich ver­
einbarten durchschnittlichen regelmäEigen wöchentli­
chen . .\rhcitszcit von 18 Stunden hcschäftigt war: � 3 
Buch,L. d Halbsatz 2 gilt cntsprcchc·nd." 

4. § 36 Abs. 1 11 ird wie folgt geändert:

aJ l'11tcrab,z1tz I wird wie folgt gcämkrt

aa) In Satz 1 werden nach dem \\ort „Girokonto" die 
Worte ..im Inland" eingefügt. 

bb) Es 11 ird der fulgl'nclc Sat; ,111gcfü;,:t: 

.. Die Kosten der Übermittlung der Bezüge mit Aus­
nahme der Kosten für die Gutschrift auf dem Konto des 
E1npL111gers trägt der .\rheilgcbcr. die Kry1toei1Hicli 
tungs-, Kontoführungs- oder Buchungsgebühren trägt 
der Empfänger." 

b) Folgende Unterabsätze werden angefügt:

„Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses sind die Bezüge
unverzüglich zu überweisen.

Im Sinne der Unterabsätze 3 und 4 steht der Beendigung des
Arbeitsverhältnisses gleich der Beginn

a) des Grundwehrdienstes oder des Zivildienstes.

b) des Ruhens des Arbeitsverhältnisses nach § 59 Abs. 1
Satz 3,

c) des Erziehungsurlaubs nach dem Bundeserziehungsgeld­
gesetz,

d) einer sonstigen Beurlaubung ohne Bezüge von länger als
zwölf Monaten:

nimmt der Arbeiter die Arbeit wieder auf. wird er bei der 
Anwendung des Unterabsatzes 2 wie ein neueingestellter 
Arbeiter behandelt.'' 

5 In § 40 werden nach dem Wort „angewendet" die Worte ... 11·enn 
eile arlxit,vcrtraglic·h vereinbarte clmc·hschnitlliche rq2c·lmä­
füge wöchentliche Arbeitszelt des Arbeiters mindestens die 
Hälfte der regelmäßigen Arbeitszeit gemäß § 1.5 Abs. 1 Satz 1 
lcctriigt" ci11gdügt 

6. ln § 53 Abs. 3 werden nach dem Wort „unkündbar" die \forte
.. , wenn die arbeitsYertraglich vereinbarte durchschnittliche
rcgL·ln1iiri.cL' wiichrntliche .\rbcitszci! 111imk,1c·11s die Hiiltk
der regelmä!sigen ,\rbeitszeit gemäls S 1.5 Abs. 1 Satz 1 beträgt"
eingefügt.

1. In� 62 .\hs. l wc'l'dcn die \\orte „DL'r vollbc,Lhüftiglc .\rhei­
ter," durch die Worte ,.Der Arbeiter. mit dem eine durchschnitt­
liche regelmäßige wöchentliche Arbeitszeit 1·011 mindestens
30 Stunden 1-crcinhart ist und'' crsctn

8. In § 63 Abs. 5 Satz l werden vor dem Wort ,.sonstige" und vor
dem Wort „Renten· jeweils das Wort „oder" durch ein Komma
ersetzt und nach Lklll Wort „ H.cntcm nsichcrung" die \\ orte
.oder Renten und l'ergleichbare Leistungen eines ausländi­
schen Versicherungsträgers" eingefügt

LJ In� 71 '\r. 3 wird die Zahl ,20'" durch die Zahl „18" ersetzt 

10. >ir. 4 der _-\.nlage 2 b (SR 2b J wird wie folgt gciindert:

a l Absatz 1 Satz 2 wird gestrichen.

h) In ;\bscttz 2 Sau 2 wcrch:11 dit: WortL' .. nach .-\bsalz l" durch
die \forte „des A.bsatzes 1 oder des § 53 Absätze 2 und 4"
ersetzt.

c) :\bsat; .3 wit·cl gcs1richc11 .

11. In Nr. 5 Unterabsatz 2 der _·'1.11lage 2 d (SR 2 d) werden nach
den Worten. 4 Wochen· die Worte „zum \\'ochcnschluE" eingefügt. 

� 2 
Cbergangs1·orschriften 

i l ! Bei cil'lll Arbcill'I'. der am .1U Scpternl1er 198;,< schon uml am 
1. Oktober 1988 noch in einem unter den KArbT-:\EK fallenden
Arbeitsverhältnis steht. gilt§ 19 Absatz 1 Satz 2 KArbT-NEK in der
ab 1 Okt,iber llJ88 gc!kndrn hisstmg. \\l'lllt er bi, 1um 31. \liiu
l9b9 nachweist. Jaß aulgrund dieser Vorschrift wsätzliche BL:schäf­
tigungszeiten anrechenbar sind.

,::1 � .3h .\bs. 1 Lilll'rahs. 'i l<J\rbT-f\EI<. gilt nur, wc1111 der 
mal.<gcbcnuc Zeitpunkt nach dem 30. September 1988 liegt. 

' " 
� J 

lnkral�trcten 

Dieser Tarit\ ertrag tntt am 1. Oktober 1988 in Kraft Abweichend 
hicnon tritt .� 1 Nr. 3 Buchstaben a und b. Nr. 4 Buchstabe a und 
Nr 11 lllit \\ irkung vu111 1. Ja11uc1r 1988 in Krall 

Zwischen 

Änderungstarifvertrag Nr. 3 
vom 10. August 1988 

zum Tarifvertrag über eine Zuwendung 
für nichtbeamtete Mitarbeiter 

dem Verband kirchlicher und diakonischer 
Anstellungsträger Nordelbien (VKDA-NEK), 

vertreten durch den geschäftsführenden Vorstand 

- einerseits -

und 
der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft 
Landesverbände Hamburg und Schleswig-Holstein 

der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr 
Bezirksverwaltungen Hamburg und Nordwest 
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dem Verband Kirchlicher Mitarbeiter l\ordelbien 

der Gewerkschaft Gartrnhau. Land- und Forstwirtschaft 
Landl'shczirk Nordrn,,rk 

- andererseits -

wird auf der Grundlage der Tarifverträge mm 5. November 1979 
folgendes vereinbart: 

§ 1
\nderung des Tarifvnlragcs 

In S 2 Abs. 2 Satz 2 Buchst. c des farifvertrages über eine 
Zuwendung für nichtbeamtete Mitarbeiter vom 15. Januar 1982, 
zuletzt geändert durch den Änderungstarih-ertrag Nr. 2 vom+. \1ai 
1987. wird das Wort „zehnten'' durch das Wort „zwölften· ersetzt 

� 2 
Inkrafttreten 

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung mm 1. Januar 1988 in Kraft. 

Änderungstarifvertrag :\r. 1 
\'Om 10. August 1988 

zum Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen 
an nichtbeamtete Mitarbeiter 

Zvv ischcn 

dern Verband kirchlicher und diakoni,L'iwr 
Anstellungsträger '\ordelbien (VKDA-NEK). 

Yertreten durch den geschäftsführenden Vorstand 

§ 2
l 11 k rafltrctcn

Dieser J'arifvcrtrag tritt mit \\irkung vom l. fanuar 1988 in Kraft 

Änderungstarifvertrag Nr. 1 
vom 5. August 1988 

zum Tarifvertrag über den Eintritt in den Vorruhestand 

Zwischen 

dem Verband kirchlicher und diakonischer 
Anstellungsträger Nordelbien (VKDA-NEK). 

vertreten durch den gcschäft,führendcn Vorstand 

-- eincrscit,; 

und 

der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft 
Landesverbände Hamburg und Schleswig-Holstein 

der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr 
l::lcLirb\crwaltungen llarnbmg und Nordwest 

dem Verband Kirchlicher \l1t,trbcitcr Nordclhicn 

der Ge\\ erkschaft Gartenbau. Land- und Forst\\ irtschaft 
Landesbezirk Nordmark 

- andererseits -

wird auf der Grundlage der Tarifverträge vom 5. \iovcmbcr 1979 
fulgc11dc, \LTci11bart: 

§ 1
Änderung des Tarifvertrages 

_ einerseits _ Der Tarifvertrag über den Eintritt in den \'orruhestand vom 

und 

der Dcutschrn AngL·,tcllten-Gewl'rkschalt 
Landesverbände l lamburg und SchkS\\ ig-Holstein 

der Gewerkschaft Öffentliche Dienste. Transport und Verkehr
Bezirksverwaltungen Hamburg und l\ord\\est 

dem Verband Kirchlicher Mitarbeiter :--.lordelbien 

dn C�l'Wcrkschaft Gartenbau. Land- und Forstwirtschaft 
Lanclcsbczirk Nordm,1rk 

andererseits 

\\'ird auf der Grundlage der Tarifvertrage mm 5. November 1979 
folgendes vereinbart: 

� 1 
/\ndcrung des Tarifvntrages 

Der Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen an nicht­
beamtete Mitarbeiter vom 15. Januar 1982 wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 5 wird das Wort ,,gesamtversorgungsfähig" durch das
Wort .,zusatzversorgungspflichtig" ersetzt.

2. In § 3 Abs. 2 Satz 2 werden nach den Worten „13,-- DM" die
Worte ,,- in den Fällen des § 6 Unterabs. 1 Satz 1 i.V.m. § 1
Abs. 3 Satz 1 von weniger als 26,-- DM -" eingefügt.

3. In§ 4 Abs. 2 und 3 werden jeweils die Worte,,§ 4 Abs. 1" durch
die Worte ,,§ 11 Abs. 1" ersetzt.

4. In § 5 werden

a) in der Überschrift und im Text jeweils die Worte „Buchst. c''
durch die Worte „Nr. 6",

b) das Wort „Kalenderhalbjahr" durch das Wort „Kalenderjahr"
und das Wort „Kalenderhalbjahres" durch das Wort „Kalender­
jahres"

ersetzt.

28. März 1988 wird wie folgt geändert:

1. Dern -� 2 wird folgende l'rntokollnotiz angefügt

,,Protokollnotiz:

In Ausnahmefällen kann mn der Regelung des § 2 Abs. 5 dieses
Tarifvertrages dahingehend abgewichen werdc-n. daß Mitarbei­
terinnen/ :vtitarbeiter, die im Dezember 1988 das 58. Lebensjahr
vollenden. frühestens arn Tage nach Vollendung des 58. Lcbens­
iahrcs und spiitl'stcns am 30. Dezember I CJöS aus dem Arbeits­
verhältnis ausscheiden .

..

2. Dem § 9 wird folgender Satz 2 angefügt:

„Als Zuwendung im Sinne von Satz 1 gilt die Summe der
Zu\\'endungsanteile für die Jahre 1987 und 1988. die auf die
zwiilf \l1J11atc nach s 5 Ab,. 2 Untcrabs. 2 entfallen."

§ 2
Inkrafttreten 

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. April 1988 in Kraft. 

Änderungstarifvertrag Nr. 2 
vom 10. August 1988 

zum Tarifvertrag über eine Zuwendung für Auszubildende 

Zwischen 

dem Verband kirchlicher und diakonischer 
Anstellungsträger Nordelbien (VKDA-NEK), 

vertreten durch den geschäftsführenden Vorstand 

- einerseits -
und 

der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft 
Landesverbände Hamburg und Schleswig-Holstein 
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der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr 
Bezirk,,\ crwaltungcn Hamburg und Nord\1L·st 

dem \'crband Kirchliclwr \litarbcitc1· Nordclbirn 

der Gewerkschaft Gartenbau. Land- und Forstwirtschaft 
Landesbezirk Nordmark 

- andererseits -

wird auf lkr Grundlage <lLT Tarifverträge I um 5. November 1 CJ79 
folgendes vereinbart: 

§ 1
Änderung des Tarifvertrages 

In § 2 Abs. 2 Satz 2 Buchst. c des Tarihertrages über eint 
Zuwendung für Auszubildrnde vom 17. Mai 1982, geändert durch 
den Amkrungslarifvcrtrai,'. f\r. 1 vom 4. \lai 1%7. wird das \\"n 
„zehnten·· durch das Wort „zwölften" crscl!l 

§ 2
Inkrafttreten 

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Januar 1988 in Kraft. 

Änderungstarifvertrag Nr. 1 
vom 10. August 1988 

zum Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen 
an Auszubildende 

Zwischen 

dem Verband kirchlicher und diakonischer 
Anstellungsträger Nordelbien (VKDA-NEKl. 

vertreten durch den gL:sch,iltsführcnden \"m,tand 

und 

der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft 
Landes1·erbände Hamburg und Schleswig-Holstein 

der Cc\\"crkschaft Öffentliche Dienste. Trnnsport und Verkehr 
Bezirks\L'l'Waltungcn Hamburg und Norchn·st 

dem \"crband K.irchlichl'r '\litarbcitcr Nordclbien 

der Gewerkschaft Gartenbau. Land- und Forstwirtschaft 
Landesbezirk Nordmark 

- andererseits -

wird auf der Grundlage ckr Tarifverträge \ om S. November I l)�q 
folgendes vereinbart: 

§ 1
Änderung des Tarifvertrages 

Der Tarifvertrag über vermögenswirksame Leistungen an Auszu­
bildende vom 17. Mai 1982 wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 3 wird das Wort „gesamtversorgungsfähig" durch das
Wort „zusatzversorgungspflichtig" ersetzt.

2. In § 4 Abs. 2 und 3 werden jeweils die Worte ,,§ 4 Abs. 1" durch
die Worte ,,§ 11 Abs. 1" ersetzt.

3. In § 5 werden

a) in der Überschrift und im Text jeweils die Worte „Buchst. c''
durch die Worte „Nr. 6",

b) das Wort „Kalenderhalbjahr" durch das Wort „Kalenderjahr"
und das Wort „Kalenderhalbjahres" durch das Wort „Kalender­
jahres"

ersetzt.

§ 2
1 n kraltt rl'lcn 

Dieser T,irilH'rtrag tritt mit \\ irkuung vo111 1 l,tnuar IY88 m 
Kraft. 

Taril\-crlrag 
zur Regelung der Rechtsvcrhiiltnb,e 
der Ärzte/ Ärztinnen im Praktikum 

vom 5. August 1988 

Zwischen 

dem Verband lmchlicher und diakonischer 
Anstcllung,tr:iger Nonlelbien 1 \ l(D,\-NEK), 

vertreten durL·h den gcschiil"is!ulucndcn Vorstand 

- einerseits -

und 

der Deutschen :\ngesteilten-Ge\l"erkschaft 
Landcsverhimck flamburg und Schlcswig-Holsll'in 

der Cev,erk"haft Oflcntlichc Oic11,tc, Transport und Verkehr 
Bczirksvern·altungen Hamburg und Nordwest 

dem Verband Kirchlicher Mitarbeiter Nordelbien 

der Gewerkschaft Gartenbau. Land- und Forstwirtschaft 
Landesbezirk :--;ordmark 

- ilttdcrerseits -

wird c1uf der Gru11dl,1gc der Ta1·ii\·crtrügc vorn 5 \u\L'tnbn 197ll 
folgendes wreinbart: 

§ l
Geltungsbereich 

Dieser Tarill ertrag gilt für Pct sllt1e11- cliL' bei 1\11stdiungstriigcrn. 
deren A11gestc-lltt: unter dL·n Cc:ltungsbercich des l\irchlichl'tl Angc­
stelltentarihertrages (KAT-NEKJ fallen, die nach der Bundesärzte­
ordnung in \"erbindung mit der A.pprobationsordnung für Ärzte 
vorgeschriebene Tätigkeit als A.rzt im Praktikum ableisten. 

-� �

A11sbi 1,1 u ngs\ ertrag 

(1) Zwischen dem Träger der Ausbildung und dem Arzt im
Praktikum ist rnr Beginn der Tätigkeit als Arzt im Praktikum ein 
schriftlicher Ausbildungsvertrag zu schließen, der auch die verein­
barten Nebenabreden enthalten muß. 

(2) Andcnrnl.'.Cll des Ausbildung,1crtragcs sind nur II irksam. wenn
sil' schriftlich I ncinbart werdL'll.

§ 3
Probezeit 

Die Tätigkeit als Arzt im Praktikum beginnt mit der Probezeit. Sie 
beträgt vier Monate. 

§4
Schweigepfücht 

Der Arzt im Praktikum unterliegt bezüglich der Schweigepflicht 
denselben Bestimmungen wie die beim Träger der Ausbildung 
beschäftigten, unter den KAT-NEK fallenen Ärzte. 

§ 5
Personalakten 

(1) Der Arzt im Praktikum hat das Recht auf Einsicht in seine
vollständigen Personalakten. Das Recht kann auch durch einen 
hierzu schriftlich Bevollmächtigten ausgeübt werden. Die Voll­
macht ist zu den Personalakten zu nehmen. 
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(2 1 Der Arzt i m  Praktikum muß über Beschwerden und Behaup­
[Unf'e'n tc1tsii ch l ic lwr .-\n. d ie  für ihn ungünstig s ind udn i h m  
nachlc' i l ig werden kii trncn ,  vor Aufr1 ahrnc  i n  dil' l'nsonalc1kktt 
gehört werden . Die .\ußerung ist zu den Personalakten zu nc:hmen. 

(3) Beurteilungen sind dem Arzt im Praktikum unverzüglich
bekanntzugeben .  Die Bekanntgabe ist aktenkundig zu machen. 

Protokollnotiz zu AbsatL 1 :

Das Hecht auf Aktcnl' ins icht  sch l icf,t clus !{ech t  ein . Ab,chrifkn 
aus  den Personalakten zu fertigen .  

§ 6
Wöchentliche und tägliche Zeit der Tätigkeit 

als Arzt im Prakikum 

Die· durchschnitt l iche regclmäEigc 11·ii e· hcnt l ichc und die Tägl iche 
Ll'i1 der  Tätigkeit als i\rzt im Praktikum richten sid1 nach den 
Bestimmungen , d ie  für die Arbeitszeit die beim Träger der .-\usbil ­
dung beschäftigten. unter den KAT-NEK fal lenden Arzte gelten. 

§ 7
Kürzung ein Zeit  der 'l'üt igkcit des 1\rztcs 

irn Praktikum durch !r(• i c· Tage 

( l l Der Arzt im Praktikum wird in jedem Kalenderhalbjahr an
einem Arbeitstag unter Fortzahlung des  Entgelts und des Yerheira­
tetenzuschlags (§ 9 .-\bs .  1 )  von der Tätigkeit freigestellt. Der 
n eueingestellte Arzt im Praktikum crn-irbt den Anspruch auf Frei 
stc l lu11g crstrnals. \\'Cl111 das 1\usb i ldungsH'rhiil tn is fü 11 I \ l rlllatc 
ununtnbrochen hcst:rndrn hat .  Die l)aun der Freiste l lung he' lriigt 
hochstens ein fünftel der für den Arzt im Praktikum geltenden 
d urchschnittlichen \1 öchentl ichen Zeit der Tätigkeit .  

(2) Die Freistellung \"Oll der Tätigkei t  sol l  grundsätzlich nicht
unmittelbar vor oder nach dem Erholungsurlaub erfolgen 

1 ""i 1  Wird dn Al'lt im Praktikum an lkm für d i e  FreistL· l l u11g 
\·1 ,rgcschcnen Tag aus d icnst l i che11 bz,1 betrieb l ichen G ründen zur  
Tätigkeit herangezogen. i s t  d ie  Freistellung innerhalb desselben 
Kalenderhalbjahres nachzuholen .  Ist dies aus dienstl ichen bzw. 
betrieblichen Gründen nicht möglich .  ist die Freistellung innerhalb 
der ersten zwei Monate des folgenden Kalenderhalbj ahres nach7Ll­
hu lt-n 

Fim· Nachholung in anderen Fii l lcn ist n i ch t  zu liissig. 

(4) Der Anspruch auf Freistellung kann nicht abgegolten \1 erden .

§ 8
Fernbleiben \·nn der Tätigkeit ::ils :\rt im Praktikum 

( 1 1  Der Arzt im Praktikum darf von lil'r Tiitigkcit ab  .\ut im 
Prakt ikum mtr mi t  nJrhcrigcr Zustimmung des  Trägers ckr c\usbi l ­
dung fernb leiben. Kann die Zustimmung den Umständen nach 
nicht vorher eingeholt werden ,  i st sie unverzüglich zu beantragen. 
Für d ie Zeit eines n icht genehmigten Fernbl e ibens besteht kein 
Anspruch auf Entgelt. 

(2) Der Arzt im Praktikum ist verpflichtet, dem Träger der
Ausb i ldung die Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtliche Dauer 
unverzüglich anzuzeigen. Dauert die Arbeitsunfähigkeit l änger als 
drei Kalendertage, hat der Arzt im Praktikum eine ärztl i che Besche i ­
nigung über die Arbeitsunfähigkeit und deren voraussichtliche 
Dauer spätestens  an dem darauf folgenden a l lgemeinen Arbeitstag 
der Dien ststel le/des Betriebes vorzulegen ; er trägt die Kosten der 
Bescheinigung. I n  besonderen Einzelfällen ist der Träger der  Aus­
bildung berechtigt, die Vorlage einer ärztl ichen Besche inigung 
früher zu verlangen . Dauert d ie  Arbeitsunfähigkeit länger als in der 
Bescheinigung angegeben ,  ist der Arzt im Praktikum verpflichtet, 
unverzüglich eine neue ärztl i che Bescheinigung vorzulegen . Ein e  
Bescheinigung d e s  Trägers d e r  gesetzl ichen Krankenversi cherung 
ersetzt die ärztl iche Bescheinigung. 

� 9 
1 11tgclt 

( 1 J Der .\rzt im Praktikum l'ri1ült nach Mal;gabc e ines bcsondc 
ren Tariflertrages (Entgelttarifvertrag für Ärzte im Praktikum)  
monatlich e in Entgelt und e inen Verhei ratetenzuschlag. 

(2) Für cl i e  Berechnung und Auszahlung der Bezüge gilt § 35
KAT-�rK c:ntsprcchcn cl .  

� 1 () 

Sonstige Bedingungen für d i e  Tätigkeit 
als Arzt im Praktikum 

( 1 )  Für ärztl i che Untersuchungen . für allgemeine Pfl ichten, für 
Bclohm1t1f'c·n und C cschcnl, c  für Ndw11 tiitigkcirc11. fiir die Tii tig­
kci( an Samstagen_  So11111agl'11 .  h·iertagcn und \ mll-sttagcn . für d i e  
Überslutllkn.  für die Zcitzusch i :ige, für den llcrcitsclrnftsdienst und 
für d ie  Rutbereitschaft gelten d i e  Vorschriften sinngemäß, d i e  für 
d i e  beim Träger der Ausbildung beschäftigten .  unter den KAT-NEK 
fal l enden Arzte jeweils maßgebend s ind .  Dabei  gi l t  als Stundenver­
gütung im Sinne des § .'3 5 Abs. 3 llntcrabs. 1 K;\T-'-:EK der auf die 
Stunde e• 11 t Lt l lcnclc11 ;\nlc i l  d e·, [ 11lgclts (� l) .'\hs 1 1  /.ur Ermitt l ung  
d i L·scs . \ntcils i s t  das  jn1 Entgelt d u rch Lbs cf , 348fachc d eT 
durchschni ttlichen regelmaßigen wöchen tli chen Zeit der Tätigkeit 
als Arzt im Praktikum (§ 6) zu te i len . 

(2) Fal ls im Rahmen des Ausbi ldungsvertrages eine Vereinba­
rung  übl:'r die Gewährung einer Personalunterkunft getroffen wird . 
i st d ies i 11 e" i m·r gesondert ktimlbaren N cbcnabr-L· ci l- lcstzu legen .  lkr 
Wert dc:r Personalunterkunft 11 ird nach detll Tc1ritn:rlrag über d i L· 
Bewertung der Personalunterkünfte für nichtbeamtete Mitarbeiter 
vom 15 .  Januar 1 982 in der j eweils geltenden Fassung auf das 
Entgelt mit cler Maßgabe angerechnet, daß der nach § 2 Abs. 1 
Unterabs. 1 de s  genannten Tarifrertrages maßgebende Quadratme­
tcrsatz um 1 3  v. H. zu kür;cn is t .  

Sachhe·1.ügc s ind in  Hiihc de• 1· durch l{echts\ e' rnrclnung nach � 1 � 
Abs .  1 ;'\r. 3 SG B IV bestimmten Werte an zurechnen.  Kann der 
Arzt im Praktikum während der Zeit, für die das Entgelt nach § 12 .  
§ 14 oder  § 1 5  fortzuzahlen i s t .  Sachbezüge au s berechtigtem
Grund nicht abnehmen .  sind diese n ach den Sachbezugswerten
abzugelten

� 1 1  
Entschädigung bei Dienstreisen ,  Abordnungen, 

Dienstgängen. Reisen zu Ausbi ldungs\·eranstaltungen 

Bei Dienstreisen . Abordnungen und  Dienstgangen erhält der  
Arzt im Praktikum eine Entschäd igung, d ie in entsprechender 
Anwl'n cl u ng der  für die hc, 111 Triiger der 1\u.sh i  I il u 11g hcschüftigten 
unte1· de·n K;\T N EK fa lkmlcn ArLk der \'c rgiilungsgruppc II a 
KAT-- NEK jeweils geltenden Reisekostenbestimmungen zu bercdt ­
nen ist . Eine Trennungsentschädigung (ein Trennungsgeld ) wird 
nicht gewährt, wenn der Arzt im Praktikum vom Träger der 
Ausbildung Unterkunft und Verpflegung erhält . Bei Reisen zu 
Ausbi ldungsveranstaltungen, an denen der Arzt im Praktikum nach 
der Approbationsordnung für Arzte tei lzunehmen h at ,  werden die 
notwendigen Fah rkosten bis zur Höhe der Kosten für d ie Karte der 
jeweils n iedrigsten Klasse des bill igsten regelmäßig verkehrenden 
Beförderungsmittels ( im Eisenbahnverkehr ohne Zuschläge) erstat­
tet; Möglichkeiten zur Erlangung von Fahrpreisermäßigungen (z.B. 
Fahrkarten für Berufstätige) sind auszunutzen. 

§ 12
Fortzahlung des Entgelts bei Arbeitsunfähigkeit 

Dem Arzt im Praktikum werden das Entgelt und der Verhei rate­
tenzuschlag (§ 9 Abs .  1 )  

a J  i m  Fal!e einer durch Unfall . durch Krankheit oder durch son­
stige Fälle des § 6 1 6  Abs .  2 BGB verursachten Arbeitsunfähig-
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kcit und während eines von einem Sozialversicherungsträger 
odc1· von einer Versorgungsbdiurdc verordrwten Kur- oder 
Heilwrfahrens bis zur Dauer von sechs Wochen. 

b) bei der jeweils ersten .-\rbeitsunfähigkeit. die durch einen bei
de111 Triigcr der Ausbildung crlit1c11e11 Arbeitsunfall oder durch
eine bei dem Träger der Ausbildung zugezogene Berufskrank­
heit verursacht ist, bis zum Ende der 26. Woche seit dem Beginn
der . .\rbeitsunföhigkcit. wi:nn der zuständige Unfallversiche­
rungsträger den Arbeitsunfall oder die Berufskrankheit aner­
kennt.

jedoch nicht übtr die 1:-\erndigung Lk1· Tätigkeit als Arzl im Prakti­
kum hinaus, fortgezahlt. 

Die Fortzahlung entfällt, wenn der Arzt im Praktikum sich die 
Arbeitsunfähigkeit vorsätzlich ode1· grob l'ahrl:issig zugezogen hat. 

Zum Kur- oder Heilverfahren gehört auch eine sich anschlie­
ßende ärztlich wrordnete Schonungszeit. 

§ 13
Anwendung des § 12 bei Schadenersatzansprüchen 

gegen Dritte 

(1) Ist die Arbeitsunfähigkeit durch einen rnn einem Dritten zu
vertretenden Umstand herbeigeführt. hat der ,.\rzt im Praktikum 

a) dclll Träger der Ausbildung unverzüglich die Umstünde mitzu­
teilen. unter denen die Arbeitsunfähigkeit herbeigeführt worden
ist.

b) sich jeder \erlügung über die ,.\nsprüche auf Schadenersatz
wegen der Arbeitsunfähigkeit zu enthalten und

c) die ,\nsprüchc auf Schadenersatz wegen der Arbeitsunfähigkeit
an ckn Träger der Ausbildung abzutreten und zu erklären. clal,
er über sie noch nicht \·erfügt hat.

Bis ;:ur Abtrt'tung der ,\11sprüchc ist der Triigcr der Ausbildung
berechtigt, die Leistungen aus § 12 zurückzubehalten. 

(2) übersteigt der erlangte Schadenersatz die Leistungen des
Triigcr, der ;\u,bilclung nach § 12. erhält der Arzt im Praktikum 
den Lntcrsehieclsbetrag. ßei der Verfolgung der Schadenersatzan­
sprüche durch den Träger der Ausbildung darf ein über dessen 
Anspruch hinausgehender. nicht offensichtlich ungerechtfertigter 
1\nspruch des Arztes im Praktikum nicht vernachlässigt werden. 

� 1,t 
Fortzahlung des Entgelts in bcsonckrcn Fii!lc11 

Dem Arzt im Praktikum sind das Entgelt und der Verheirateten­
zuschlag (§ 9 Abs. 1) für die Zeit der Freistellung zur Teilnahme an 
den nach der ,\pprobationsorclnung für Ärzte vorgeschriebenen 
Ausbildungsveranstaltungen fortzuzahlen. 

Im übrigen gelten die §§ 52. 52 a KAT-NEK entsprechend. 

§ 15
Erholungsurlaub 

Der Arzt im Praktikum erhält unter Fortzahlung des Entgelts und 
des Verheiratetenzuschlags (§ 9 Abs. 1) in jedem Kalenderjahr 
Erholungsurlaub in entsprechender Anwendung der Vorschriften, 
die für gleichaltrige, bei dem Träger der Ausbildung beschäftigte, 
unter den KAT-NEK fallende Ärzte jeweils maßgebend sind. 

§ 16
Vermögenswirksame Leistungen, Urlaubsgeld, 

Zuwendung 

Der Arzt im Praktikum erhält nach Maßgabe besonderer Tarif­
verträge vermögenswirksame Leistungen, ein Urlaubsgeld und eine 
Zuwendung. 

§ 17
Zusii1Llichc Alkrs- und Hinterblicb�ncnvcrsorgung 

Die Versicherung zum Zwecke einer zusätzlichen Alters- und 
Hinterbliebenenversorgung wird durch besonderen Tarifvertrag 
geregelt. 

� 18 
Beihilfen und Unterstützungen 

Für die Gewährung \'On Beihilfen und Cnterstützungen werden 
die für die beim Triigcr c\cr Ausbildung tiitigL'n. unter den KAT-'\EK 
fallenden Ärzte jeweils geltenden ßestimmungen angewandt 

S 19 
Schutzkleidung 

Für die Ge\1·iihrung rnn Schutzkleidung gelten die für die bl'im 
Träger der Ausbildung lutigen, unter den K:\l�NEK fallrnden A1·ztc 
jeweils maßgebenden Bestimmungen. 

§ 20
Beendigung der Tätigkeit als Arzt im Praktikum 

( 1 J Die Tätigkeit als . .\rzt im Praktikum rndet mit .\blaut der im 
Ausbildungsvenrag vereinbarten Zeit. 

Kann der .-\rzt im Praktikum in der im Ausbildungsvertrag 
ven:inbartcn Zeit die vorgesehene Zeit der Tätigkeit als Arzt im 
Praktikum wegen Unterbrechnungen, die nach der Approbations­
orclnung für Arzte nicht auf die Zeit der Tätigkeit als Arzt im 
Praktikum angerechnet \\'erden, nicht abkisten, soll die Tätigkeit 
als ,-\rzt im Praktikum auf Antrag um die Zeit der nicht anrechen­
baren Unterbrechungen verlängert werden. 

(2J Innerhalb der Probezeit \$ 3) kann das 1\usbildungs1cr­
hältnis mit einer Frist von zwei Wochen zum Monatsschluß gekün­
digt 11 erden. 

(3) '\ach dn Probezeit kann da, ,\usbildungsvcrhültnis gekündigt
werden

1. ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist

a) wenn die Erlaubnis nach § 10 Abs. -1- der Bundesärzteord­
nung widerrufen 11·ircl,

bJ aus cin,·m sonstigrn wichtif'cn Grund. 

2, im ersten Jahr der Tätigkeit als Arzt im Praktikum mit einer Frist 
von vier \Vochen, im zweiten Tahr mit einer Frist von sechs 
Wochen zum Monatsschluß. 

(-1-J Die Kündigung muß schriftlich und in den Fällen des Absatzes 
3 Nr. 1 unter Angabe der Kündigungsgründe erfolgen. 

Eine Kündigung aus einem wichtigen Grund (Absatz 3 Nr. 1 
Buchst. b) ist unwirksam, wenn dem Träger der Ausbildung die ihr 
zugrundeliegenden Tatsachen länger als zwei Wochen bekannt 
sind. 

§ 21
Zeugnis 

Bei Beendigung der Tätigkeit als Arzt im Praktikum erhält der 
Arzt im Praktikum eine Bescheinigung nach Maßgabe der Appro­
bationsordnung für Ärzte. 

Auf Verlangen erhält der Arzt im Praktikum ferner ein Zeugnis 
über Führung, Leistung und besondere fachliche Fähigkeiten. 

Die Bescheinigung nach Unterabsatz 1 und das Zeugnis nach 
Unterabsatz 2 sind vom leitenden Arzt und vom gesetzlichen 
Vertreter des Trägers der Ausbildung zu unterzeichnen. 
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§ 22
Ausschlur,Jri,1 

\r1,priichc aus (kr I ittigkcit ,tls \r11 illl Praktikum \lT!,ilkn. 
wenn sie nicht innerhalb einer Ausschlu!füist von sechs ,\Jonalen 
nach Fälligkeit von dem Arzt im Praktikum oder vom Trager der 
Ausbildung schriftlich geltend gemacht 11crdcn, soweit tarihenrag­
lich nichts anderes bestimmt ist. 

Fur densclbrn S;i,·i11whalt reicht die· ,·in11ralige Gcltcrnl111a, liung 
tk, .\nspruchs aus. um die Ausschlul,lri,1 auch für· spiikr Lrllig 
\\ erdende Leistungen unwirksam zu machc:n. 

§ 23
Inkrafttreten. Laufzeit 

i l I Dieser Tarih crtra,.: tritt mit Wirkung mm I Juli J •.7;:<, in 
Krall 

(2) Dieser Tarifvertrag kann mit einer Frist 1011 drei ,\Ionaten
zum Ende eines Kalenderjahres schriftlich gekündigt werden 

F.ntgelttarifvertrag l'ü. 1 
für ,\rzte/J\rztinnen im Praktikum 

mm 5. August 1988 

Z11·ischen 

dem Vt:rband kirchlicher und diakonischer 
A.nste llungsträger ;\' ordelbien (VKDA.-.\'EKJ. 

vertreten durch den gc,chäftsführcndcn \·orstand 

und 

der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft 
Landesverbände Harnburg und Schles,1 ig-Holstein 

der Gewerkschaft Öffentliche Dienste. Transport und Verkehr 
fk-1irkswrwaltungcn !Limburg und '\orcl\1-cst 

tkr11 \',:rbancl l<irchliL lin l\litarbcitcr '\11r;klbic11 

der Gewerkschaft Gartenbau. Land- u11eJ Forstwirtschalt 
Landesbezirk Nordmark 

& 2 
lnkrahtrl'tl'll, Laufzeit 

Dil'SU' l'urifvl'rtrag lrill ,11it \\'irku11g vorn J Juli 19ök in Kral'L Fr 
tritt mit Ablauf des 31. Dezember 1988 aufser Kraft. 

Entgcltt.irifvertrag Nr. 2 
für Ärzte/Ärztinnen im Praktikum 

vom 5. August 1988 

Zwischrn 

dem v,,rb:111d kirchlicher und cliakunischcr 
J\nstL·llur1t2"rügcr Nunkih1,·n iVl<D:-\NEI<). 

vertreten durch den gescbdtsführendcn Vorstund 

- einerseits -

und 

der Deutschen J\ngcstelltcn Gewerkschaft 
Lmdc,,,Thiinck lla1nhur).' u!1d Schleswig H()Jq,•i11 

der Cc,,crkschaft Otkntlichc- Dienste, Tran,p()rl u11d Verkehr· 
Bezirks1etwaltungen Hamburg und Nordwest 

dem Verband Kirchlicher .\litarbeiter Nordclbien 

der Gewerkschaft Gartenbau. Land- und Forst,1 irtschaft 
Landc,hL'7irk Norclrnark 

.. anden:rscii;, -

wird gemaG § 9 Abs. 1 des Tarifvertrages zur Regelung der Rechts­
verhältnisse der Ärzte/Ärztinnen im Praktikum mm 5. August 1988 
folgendes I ereinbart: 

§ 1
1 ii,h, cks Entgl·lt:, 

(1) Das monatliche Enlgtlt fur den Arzt im Praktikum beträgt
für die Zeit \'om 

im LTSlc·r1 Jahr· ckr Tätigk,·ir als 
Arzt im Praktikum 

im z11eikr1 Jahr der Tätigkc:t 

11 bis 1.1.1990 
31.12.89 an 

Dl\l DM 

L52l l .546.86

- andererseits - als Arzt :m Praktikum 1.774.50 l.804,67.

11ird gemä� � 9 Abs. l cles Tarifvertrages 1ur Regelung der Rechts-
1 crh:iltnisse der Arzll' \rztinm·n im l'r:ikrikurn vom 'i. Augu,1 1 Y8ö 
loi.�cn,IL-s vcrl'inilart: 

§ 1
Höhe des Entgelts 

(1) Das monatliche Entgelt für den Arzt im Praktikum beträgt

im ersten fahr der Tätigkeit als Arzt im Praktikum 1.500.-- DM, 
im zweiten fahr der Tätigkeit als Arzt im Praktikum L750,-- DM. 

(2) Bei Anwendung des Absatzes 1 sind Zeiten der Tätigkeit als
Arzt im Praktikum bei anderen Trägern der Ausbildung zu berück­
sichtigen. 

Hat die Tätigkeit als Arzt im Praktikum im Laufe eines Kalender­
monats begonnen. erhält der Arzt im Praktikum das nach Absatz l 
für das zweite Jahr zustehende höhere Entgelt vom Beginn des 
Kalendermonats an, in dem das erste Jahr der Tätigkeit als Arzt im 
Praktikum endet. 

(3) Neben seinem Entgelt nach Absatz 1 erhält der Arzt im
Praktikum nach Maßgabe des Kirchenbesoldungsrechts einen 
monatlichen Verheiratetenzuschlag von 90.-- DM. 

(2) Bei "\nwendung des "\bsatzes 1 sind Zeiten der Tätigkeit als
Arzt im Pr·:1ktiku1n bei anclcrl·,1 Trügl'rn der \u,hildung zu bcrü,·k­
sichtig,11. 

Hat di,· Tütigkeit als Arzt im Praktikum im Laure eines Kalender­
monats begonnen. erhält der Arzt im Praktikum das nach Absatz 1 
für das zweite Jahr zustehende höhere Entgelt vom Beginn des 
Kalendermonats an. in dem das erste Jahr der Tätigkeit als Arzt im 
Praktikum endet. 

(3) Neben seinem Entgelt nach Absatz l erhält der Arzt im
Praktikum nach �laßgabe des Kirchenbesoldungsrechts einen 
monatlichen Verheiratctenzuschlag von 91,26 DM, vom 1. Januar 
1990 an 92,82 DM. 

§ 2
Inkrafttrckn, Laufzeit 

Dieser Tarifvertrag tritt am 1. Januar 1989 in Kraft. Er kann mit 
einer Frist von einem Monat zum Schluß eines Kalendermonats, 
frühestens zum 31. Dezember 1990, schriftlich gekündigt werden. 
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Tarifvertrag 
über vermögenswirksame Leistungen an 

Ärzte/ Ärztinnen im Praktikum 
vom 5. August 1988 

Zwischen 

dem Verband kirchlicher und diakonischer 
Anstellungsträger Nordelbien (VKDA-NEK). 

vertreten durch den geschäftsführenden Vorstand 

- einerseits -

und 

der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft 
Landesverbände Hamburg und Schleswig-Holstein 

der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr 
Bezirksverwaltungen Hamburg und Nordwest 

dem Verband Kirchlicher Mitarbeiter Nordelbien 

der Gewerkschaft Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft 
Landesbezirk Nordmark 

- andererseits -

wird gemäß§ 16 des Tarifvertrages zur Regelung der Rechtsverhält­
nisse der Ärzte/ Ärztinnen im Praktikum vom 5. August 1988 
folgendes vereinbart: 

§ 1
Voraussetzungen und Höhe der 

vermögenswirksamen Leistungen 

(1) Der Arzt im Praktikum erhält monatlich eine vermögens­
wirksame Leistung im Sinne des Vermögensbildungsgesetzes in 
Höhe von 26.-- DM. 

(2) Die vermögenswirksame Leistung wird nur für Kalendermo­
nate gewährt, für die dem Arzt im Praktikum Entgelt zusteht. 

(3) Die vermögenswirksame Leistung nach diesem Tarifvertrag
ist nicht zusatzversorgungspflichtig. 

§ 2
Mitteilung der Anlageart 

Der Arzt im Praktikum teilt dem Träger der Ausbildung schriflich 
die Art der gewählten Anlage mit und gibt hierbei, soweit dies nach 
der Art der Anlage erforderlich ist, das Unternehmen oder Institut 
mit der Nummer des Kontos an. auf das die Leistung eingezahlt 
werden soll. 

§ 3
Entstehung und Fälligkeit des Anspruchs 

(1) Der Anspruch auf die vermögenswirksame Leistung entsteht
frühestens für den Kalendermonat. in dem der Arzt im Praktikum 
dem Träger der Ausbildung die nach § 2 erforderlichen Angaben 
mitteilt. und für die beiden vorausgegangenen Kalendermonate 
desselben Kalenderjahres. DiL· Ansprüche 11 erden crstrnals am 
Letzt1·n cks zweiten auf diL· \liticilung folgc11d1•11 Kakndcrmonab 
füllig. 

(2) Der Anspruch entsteht nicht für einen Kalendermonat, für
den dem Arzt im Praktikum rnn seinem Träger der Ausbildung oder 
von einem anderen Träger der Ausbildung, Arbeitgeber oder Dienst­
herrn eine vermögenswirksame Leistung aus einem früher begrün­
deten \u.,bildungs oder ,onstigcn lkchtsvcrh!iltnis erbracht wird. 

§4
Anderung der wrmögenswirksamen A.nlagen 

(1) Der Arzt im Praktikum kann während des Kalenderjahres
die Art der vermögenswirksamen Anlage nach diesem Tarifvertrag 
und das l'ntcrnehmcn oder Institut. bei dem sie erfolgen soll, nur 
mit Zusti 1111nu11g des Triigns ckr Ausbildung 111d1sel11 

(2) Für die vermögenswirksame Leistung nach diesem Tarifver­
trag und die vermögenswirksame Anlage von Teilen des Arbeitsent­
gelts nach § 11 Abs. 1 des Vermögensbildungsgesetzes soll der Arzt 
im Praktikum möglichst dieselbe Anlageart und dasselbe Unterneh­
men oder Institut wählen. 

(3) Die Änderung einer schon bestehenden Vereinbarung nach
§ 11 Abs. 1 des Vermögensbildungsgesetzes bedarf nicht der Zustim­
mung des Trägers der Ausbildung, wenn der Arzt im Praktikum
diese Änderung aus Anlaß der Gewährung einer vermögenswirksa­
men Leistung nach diesem Tarifvertrag verlangt.

(4) In den Fällen der Absätze 1 und 3 gilt § 3 Abs. 1 Satz 2
entsprechend. 

§ 5
Nachweis bei Anlage nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 des 

Vermögensbildungsgesetzes 

Bei einer vermögenswirksamen Anlage nach § 2 Abs. 1 Nr. 6 des 
Vermögensbildungsgesetzes hat der Arzt im Praktikum seinem 
Träger der Ausbildung die zweckentsprechende Verwendung der in 
einem Kalenderjahr erhaltenen vermögenswirksamen Leistung bis 
zum Ende des folgenden Kalenderjahres, spätestens jedoch bei 
einer Beendigung der Tätigkeit als Arzt im Praktikum, nachzuweisen. 

§ 6
Inkrafttreten 

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vom 1. Juli 1988 in Kraft. Er 
kann mit einer Frist von einem Monat zum Schluß eines Kalender­
monats schriflich gekündigt werden. 

Zwischen 

Tarifvertrag 
über ein Urlaubsgeld für 

Ärzte/ Ärztinnen im Praktikum 
vom 5. August 1988 

dem Verband kirchlicher und diakonischer 
Anstellungsträger Nordelbien (VKDA-NEK), 

vertreten durch den geschäftsführenden Vorstand 

- einerseits -

und 

der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft 
Landesverbände Hamburg und Schleswig-Holstein 

der Gewerkschaft Öffentliche Dienste, Transport und Verkehr 
Bezirksverwaltungen Hamburg und Nordwest 

dem Verband Kirchlicher Mitarbeiter Nordelbien 

der Gewerkschaft Gartenbau, Land- und Forstwirtschaft 
Landesbezirk :\ordmark 

- andererseits -

\Vird gemäE � 16 des Tarifvertrages zur Regelung der Rechtsverhält­
nisse der Ärzte!Arztinnen im Praktikum vom 5. August 1988 
folgendes vereinbart: 

§ 1
Anspruchsvnra u s,etzu ngen 

( 1) Der Arzt 1111 Praktikum crhült in jedem Kalenderjahr ein
Urlaubsgeld, wenn er 

1. am 1. Juli im Ausbildungsverhältnis steht

und

2. seit dem 1. Juli des Vorjahres ununterbrochen als Arzt im
Praktikum. Sd1Lilcri11/Schüle1· in der l<rankenplkge. Kinder-
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krankenpflege oder Krankenpflegehilfe. Hebammenschülerin/ 
Sch[iler in der Enthindungspflcgc, Auszubildender. Praktikant, 
. .\ngcstclltcr, Arbeiter. Beamter, Solc.lat auf Zeit oder Bcrubsol­
dat im öffentlichen Dienst gestanden hat 

und 

3. mindestens für einen Teil des Monats Juli Anspruch auf Entgelt
hat.

Ist die Voraussetzung des UntcrabsatLc, 1 ;\Ir. 3 nur wegen des
Ablauls der Frist über clic �'ort,:ablung des Entgelts bei Arbeitsunfä­
higkeit. wegen des Bezugs von Mutterschaftsgeld oder wegen der 
Inanspruchnahme des Erziehungsurlaubs nach dem Bundeserzie­
hungsgeldgesetz nicht erfüllt, genügt es. wenn ein Anspruch auf 
Entgelt für mindestens drei volle Kalendermonate des ersten Kalen­
derhalbjahres bestanden hat. 

Ist nur wegen des Bezugs von Mutterschaftsgeld oder wegen der 
Inanspruchnahme des Erziehungsurlaubs nach dem Bundeserzie­
hungsgeldgesetz auch die Voraussetzung des Cnterabsatzes 2 nicht 
erfüllt. ist dies unschädlich. wenn die Ausbildung in unmittelbarem 
Anschluß an den Ablauf der Schutzfristen bzw. an den Erziehungs­
urbub - oder lediglich m,gL'l1 Arbcitsuntiihigkeit oder Erholungs­
urlaubs später als am crstrn Tag der Tiitigkeit nach Ablauf der 
Schutzfristen bzw. des Erziehungsurlaubs in diesem Kalt:nclcrjahr 
wieder aufgenommen wird. 

(2) Das Urlaubsgeld ist nicht zusatzversorgungspflichtig und bei
der Bemessung sonstiger Leistungen nicht zu berücksichtigen. 

Protokollnotizen: 

1. Auszubildende und Praktikanten im Sinne des Absatzes 1
Unterabs. 1 Nr. 2 sind nur Personen. deren Rechtsverhältnis
durch Tarifvertrag geregelt ist.

2. Öffentlicher Dienst im Sinne des Absatzes 1 Unterabsatz 1 :---lr. 2
ist C'ine Beschäftigung bt'i einem Arhcili'chcr im Sinne des � 20
Abs. 2 KA'l�/KArbT-:\ EK.

3. Eine Unterbrechung im Sinne des Absatzes 1 Unterabsatz 1
'\r. 2 liegt vor, wenn zwischen den Rechtsl'erhältnissen im Sinne
dieser Vorschrift ein oder mehrere Werktage - mit Ausnahme
allgemein freier Werktage - liegen, an denen das Ausbildungs-
1-erhältnis oder das amkre Rcchtsvcrhiiltnis nicht bcstanckn hat.
Es ist jedoch unschüdlich. wenn der Arzt im Praktikum in dem
zwischen den Rechtswrhältnissen liegenden gesamten Zeitraum
arbeitsunfähig krank war oder die Zeit zur Ausführung seines
Umzugs an einen anderen Ort benöttgt bat.

§ 2
Hohe des Urlaubsgelclcs 

Das L.:rlaubsgeld beträgt 300,-- DM. 

§ 3
Anrechnung von Leistungen 

Wird dem Arzt im Praktikum aufgrund örtlicher oder betriebli­
cher Regelung, aufgrund betrieblicher Übung, nach dem Ausbil­
dungsvertrag oder aus einem sonstigen Grunde ein Urlaubsgeld 
oder eine ihrer Art nach entsprechende Leistung vom Träger der 
Ausbildung oder aus Mitteln des Trägers der Ausbildung gewährt, 
ist der dem Arzt im Praktikum zustehende Betrag auf das Urlaubs­
geld nach diesem Tarifvertrag anzurechnen. Satz 1 gilt auch für ein 
Urlaubsgeld aus einer Beschäftigung während des Erziehungsur­
laubs nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz. 

§ 4
Auszahlung 

(1) Das Urlaubsgeld wird mit dem Entgelt für den Monat Juli
ausgezahlt. 

In den Fällen des§ 1 Abs. 1 Cnterabs. 3 wird das Crlaubsgeld mit 
dem ersten Entgelt nach \\ it:dLTaufnahme der .\ushildung ausge­
zahlt. 

(2) Ist das Urlaubsgeld gezahlt worden. obwohl es nicht zustand.
ist es in \·oller Höhe zurückzuzahlen. 

§ 5

Inkrafttn'trn, Laufzeit 

Dieser Tarifvertrag tritt mir\\ irkung \'Olll 1. luli I LJ88 in Kraft. Er 
kann mit einer Frist von einem \lonat zum SchluE eines Kalender­
monats schriftlich gekündigt werden. 

Tarifvertrag 
über eine Zuwendung 

für Ärzte/ Ärztinnen im Praktikum 
vorn 5. August 1988 

Zwischen 

dem Verband kirchlicher und diakonischer 
Anstcllunt'.,triigcr Nurdclhicn (\ KDJ\-NEK). 

vertreten du rd1 clen gcschüftsfülHcnden Vorstand 

und 

der Deutschen Angestellten-Gewerkschaft 
Landesvcrbtinde Harnbur[c: und Schleswig-Holstein 

- einerseits -

der Gn\ c-rl;schaft Öffentliche Dienste, Transpmt und Verkehr 
Bczirks1·LT11 altungen Ilamburg und Nordwest 

dem Verband Kirchlicher Mitarbeiter Nordelbien 

der Ge\wrkschaft Gartenbau. Land- und Forst\1·irtschaft 
Landesbezirk ,\Jordmark 

- andererseits

wird gcmäU s 16 des Tariilcrtrai"cs zur l<egelung der lkchtsvcr­
hältnisse der Arzte/ Ärztinnen im Praktikum \'Um 5 August 1988 
folgendes vereinbart: 

§ 1

Anspruchs 1·0 ra usset zu n gen 

( 1) Dn .\rzr im Praktikulll L·rhält i11 jedem l�akndcrjahr eine
Zuwendung. wenn er 

1. am 1. Dezember seit dem 1. Oktober ununterbrochen bei
demselben Träger der Ausbildung im Ausbildungsverhältnis
steht
und

2. nicht i1·, der Zeit bis cimchlicßlich 11 \L1rz des folgenden
Kalenderjahres aus seinem Verschulden oder auf eigenen
Wunsch ausscheidet.

(2) Der Arzt im Praktikum, dessen Tätigkeit spätestens mit
Ablauf des 30. November endet und der mindestens vom Beginn 
des Kalenderjahres an ununterbrochen im Ausbildungsverhältnis 
zu demselben Träger der Ausbildung gestanden hat, erhält eine 
Zuwendung, 

1. wenn er in unmittelbarem Anschluß an die Tätigkeit als Arzt
im Praktikum in ein Rechtsverhältnis zu einem anderen Arbeit­
geber des öffentlichen Dienstes übertritt und der Träger der
Ausbildung das Ausscheiden aus diesem Grunde billigt

2. die Ärztin im Praktikum außerdem. wenn sie wegen

a) Schwangerschaft oder

b) Niederkunft in den letzten drei Monaten

gekündigt oder einen Auflösungsvertrag geschlossen hat.

Absatz 1 gilt nicht 
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(3) Hat der Arzt im Praktikum im Falle des Absatzes 1 Nr. 2 die
Zuwrndung crl1,dtcn. hat er diese in voller llöhe zurückzuzahlen. 

Protokollnotizen: 

Die Voraussetzung des Absatzes 1 Nr. l ist auch dann erfüllt. 
wenn der Arzt im Praktikum seit dem l. Oktober bei demselben 
Träger der Ausbildung in einem anderen Rechtsverhäitnis gestan­
den hat, an das sich die Tätigkeit als Arzt im Praktikum ohne 
Un1t:rbrcchung angeschlossen hat. 

2. Für die Begriffe „öffentlicher Dienst" und „unmittelbarer An­
schluß" gelten § 1 Abs. 6 Untcrabs. 1 und 2 des Tarifvertrages
über eine Zuwendung für nichtbeamtete 1\1 itarbeitcr vom 15. Ja­
nuar 1982 entsprechend.

§ 2
Höhe der Zuwendung 

(1) l)ie Zu\h't1dung lll'trägt - unbeschadd des Absatzes 2 -
100 \. H. des Entgelts, das dem Arzt im Praktikum zugestanden 
hätte. wenn er während des ganzen \1onats September Erholungs­
urlaub gehabt hätte. 

Für den Arzt im Praktikum, dessen Ausbildungsverhältnis später 
als am 1. September begonnen hat. tritt an die Stelle des Monats 
September der erste volle Kalendermonat der Tätigkeit als Arzt irn 
Praktikum. 

Für den Arzt im Praktikum, der unter § 1 Abs. 2 fällt und der im 
Monat Scptcrnbn nicht im Ausbildungsverhältnis gc'standen hat, 
tritt an die Stelle des Monats Septl:mber der letzte volle Kalender­
monat. in dem das Ausbildungsverhältnis vor dem Monat Septem­
ber bestanden hat 

(2) Hat der Arzt im Praktikum nicht \\ährend des ganzen
Kalenderjahres Bezüge von demselben Träger der Ausbildung aus 
dem 1\ushildungsvcrhältnis oder aus einem anderen Rcchtswr­
hältnis. an dus sich das r\usbildungsverhältnis ohne Unterbrechung 
angeschlossen hat, erhalten, vermindert sich die Zuwendung um 
ein Zwölftel für jeden Kalendermonat, für den er keine Bezüge 
erhalten hat. Die Verminderung unterbleibt für die J<alendcrrno­
nate. für die der Arzt im Praktikum keine Bezüge erhalten hat, 
wegen 

a) der Ableistung von Grundwehrdienst oder Zivildienst. wenn er
vor dem 1. Dezember entlassen worden ist und nach der
Entlassung die Tätigkeit als Arzt im Praktikum unverzüglich
wieder aufgenommen hat,

b) der Beschäftigungsverbote nach § 3 Abs. 2 und § 6 Abs. 1 des
1\ 1 u tterschutzgesetzes.

c) der Inanspruchnahme des Erziehungsurlaubs nach eiern Bun­
deserziehungsgeldgesetz bis zur \'ollendung des zwölften Lebens­
monats des Kindes.

(3) Der sich nach den Absätzen 1 und 2 ergebende Betrag der
Zuwendung erhöht sich um 50,-- DM für jedes Kind, für das dem 
Arzt im Praktikum für den Monat September bzw. für den nach 
Absatz 1 Unterabs. 2 oder 3 maßgebenden Kalendermonat Kinder­
geld nach dem Bundeskindergeldgesetz (BKGG) zugestanden hat 
oder ohne Berücksichtigung des§ 3 oder des§ 8 BKGG zugestan­
den hätte. § 29 Abschn. C Abs. 2 und Abs. 4 KAT-NEK ist 
entsprechend anzuwenden. 

(4) Hat der Arzt im Praktikum nach § 1 Abs. 2 dieses Tarifver­
trages oder entsprechenden Vorschriften eines anderen Tarifver­
trages bereits eine Zuwendung erhalten und erwirbt er für dasselbe 
Kalenderjahr einen weiteren Anspruch auf eine Zuwendung, ver­
mindert sich diese Zuwendung um ein Zwölftel für jeden Kalender­
monat, für den die Zuwendung nach § 1 Abs. 2 dieses Tarifvertrages 
oder entsprechenden Vorschriften eines anderen Tarifvertrages 
gezahlt worden ist. Der Erhöhungsbetrag wird für das nach Ab-

satz 3 zu beri.icksichtigende Kind in jedem Kalenderjahr nur einmal 
gezahlt. 

Protokollnotiz zu Absatz 3: 

Kinder, für die dem Arzt im Praktikum aufgrund des Rechts der 
Europäischen Gemeinschaften oder aufgrund zwischenstaatlicher 
Abkommen in Verbindung mit dem BKGG Kindergeld zusteht oder 
ohne Berücksichtigung des § 3 oder des § 8 RKGG oder entsprc­
chcmkr Vorschriften wstehen würde, sind zu berücksichtigen. 

§ 3
Anrechnung von Leistungen 

\Vird aufgrund anderer Bestimmungen oder Verträge oder auf­
grund betrieblicher Übung oder aus einem sonstigen Grunde eine 
Weihnachtszuwendung oder im Zusammenhang mit dem Weih­
nachtsfest eine entsprechende Leistung gezahlt, wird diese Leistung 
auf die Zuwendung nach diesem Tarifvertrag angerechnet. Satz 1 
gilt auch für eine Zuwendung aus einer Beschäftigung während des 
Erziehungsurlaubs nach dem Bundeserziehungsgeldgesetz. 

H 
Zahlung der Zuwendung 

(1) Die Zuwendung soll spätestens am 1. Dezember gezahlt
werden. 

(21 In den Fällen des § 1 Abs. 2 soll die Zuwendung bei 
Beendigung der Tätigkeit als Arzt im Praktikum gezahlt werden. 

§ 5
Inkrafttreten, Laufzeit 

Dieser Tarifvertrag tritt mit Wirkung vorn 1. Juli 1988 in Kraft. Er 
kann zum 30. Juni eines jeden Jahres schriftlich gekündigt werden. 

Gesetz über die 
Gewährung von Erziehungsgeld und Erziehungsurlaub 

(Bundeserziehungsgeldgesetz - BErzGG) 

Kiel, den 17. Oktober 1988 

Ergänzend zu unserer Bekanntmachung vom 30.1.1986 (GVOBL 
S 46) - Abschnitt l Anspruch auf Erziehungsgeld - teilen wir mit, 
daE die zuständigen staatlichen Behörden nicht mehr die Arbeits­
ämter (Kindergeldkassen), sondern mit Wirkung vom 1. Januar 
1989 für Schleswig-Holstein die Versorgungsämter und für Ham­
bmg die Bezirksämter - Wohngeldkassen - sind. 

Nordelbisches Kirchenamt 

Im Auftrage 

Grohmann 

Az.: 3232.0 - D 11/D 12 

Abrechnung der Einkünfte aus Nebentätigkeit 

Kiel, den 10. Oktober 1988 

Wir nehmen Bezug auf die Bekanntmachung vom 26. Mai 1988 
(GVOBL S. 105) und weisen nochmals darauf hin, daß Pastoren 
und Pfarrvikare, die im Jahre 1988 neben ihrem Hauptamt eine 
entgeltliche Nebentätigkeit oder mehrere solcher Tätigkeiten aus­
geübt haben und daraus ein Bruttoentgelt von mehr als 9.600 DM 
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beziehen, der Anzeige- und Ablieferungspflicht unterliegen. Wir 
bitten die Betroffenen. uns die Abrechnung über den Nebenver­
dienst ggf. bis zum 

31. Januar 1989

vorzulegen. 

Nordelbisches Kirchenamt 

lm Auftrage 

Grohmann 

Az.: 31140 - D II/D 11 

Bekanntgabe eines neuen Kirchensiegels 

Kiel, den 10. Oktober 1988 

Die Umschrift des Kirchensiegels lautet: Evang. -L uth. Kirchenge­
meinde St. Jürgen Kiel. 

Nordelbisches Kirchenamt 

lm Auftrage: 

Kram er 

Kirchengemeinde: Ev.-Luth. Kirchengemeinde St. Jürgen in Kiel Az.: 9153 St. Jürgen in Kiel - R 1/ARN 2 

Kirchenkreis: Kiel 

Stellenausschreibungen 

Pfarrstellenausschreibung 

In der Kirchengemeinde Bünsdorf  im Kirchenkreis Eckern­
förde wird die Ffarrstelle wegen Pensionierung des Stelleninhabers 
zum 1. Juli 1989 vakant und ist mit einem Pastor oder einer Pastorin 
zu besetzen. Die Besetzung erfolgt durch Wahl des Kirchenvor­
standes. 

Die Kirchengemeinde liegt im südwestlichen Bereich des Kir­
chenkreises Eckernförde und umfaßt 8 Dörfer mit ca. 2.800 GP­
meindegliedern. Kirche, 2 Kapellen und geräumiges, neueres Pasto­
rat in Bünsdorf am Wittensee sind vorhanden. Eine aufgeschlos­
sene Zusammenarbeit mit dem Freizeitzentrum der Gemeinschaft 
in der Landeskirche am Wittensee wird erwartet. Alle weiterfüh­
renden Schulen sind in Rendsburg gut zu erreichen. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebenslauf 
sind zu richten an den Herrn Propst des Kirchenkreises Eckern­
förde. Schleswiger Straße 33, 2330 Eckernförde. Weitere L1nterla­
gen sind auf Anforderung einzureichen. Auskünfte erteilen Pastor 
Meyer. 2371 Bünsdorf, Tel. 0 43 56/3 94, der Vorsitzende des Kir­
chemorstandes, Werner Jacobs, 2331 Holzbunge, Tel. 0 43 56/4 84 
sowie Propst Dr. Knuth, Pferdemarkt 20 a, 2330 Eckernförde. Tel. 
dienst!. 0 4351/8 10 53 oder privat O 43 5 l /23 51. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Vier Wochen nach Erscheinen die­
ser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Bünsdorf - P Ill/P 2 

* 

In der Ev.-Luth.  Diakonissenansta l t  Al ten Eichen in 
Hamburg 54 (Stellingen) ist zum 1.  Februar 1989 die Ffarrstelle 
eines/r 

Referenten/in für Religionspädagogik 

an der Ev. Fachschule für Sozialpädagogik zu besetzen. 

Die Stelle wird durch Pensionierung frei. Die Berufung erfolgt 
durch den Stiftungsvorstand nach Beurlaubung gemäß § 78 des 
Ffarrergesetzes im Einvernehmen mit den zuständigen Bischöfen in 
die 3. Ffarrstelle der Anstaltsgemeinde. 

Die Ev. Fachschule für Sozialpädagogik Alten Eichen bildet 
Erzieher/innen vornehmlich für den diakonischen Bereich aus. 
Das gesamte Ausbildungsgeschehen steht unter der Zusage und 
dem Anspruch des Evangeliums. Wir suchen einen Pastor oder eine 
Pastorin, der bzw. die bereit und in der Lage ist, in Kooperation mit 
dem Dozentenkollegium die Botschaft vom Angenommensein des 
Menschen durch Gott, das zum Annehmen des 'fachsten befreit 
und verpflichtet, in die pädagogischen Fragestellungen und Pro­
blemlösungen einzubringen. 

Der Aufgabenbereich umfaßt den Unterricht im Fach Religion/ 
Religionspädagogik, die Führung einer Klasse. die Durchführung 
von Schulgottesdiensten und -andachten, von religionspädagogi­
schen Landschulwochen und fortbildungsvcranstaltungcn, rcli­
gionspädagogischer Betreuung im Lehrkindergartrn, die Vertretung 
des Faches in cnbprechcndcn kirchlichen Gremien. 

Als Mitglied des Kollegiums übernimmt der/die Pastor/in Ver­
antwortung für Teilbereiche des Schullebens. Als Inhaber/in der 
3. Ffarrstelle ist der/die Stelleninhaber/in beteiligt am Predigt- und
Seelsorgedienst der Anstalts- bzw. Mutterhausgemeinde.

Nähere Auskünfte erteilen Pastor Rudolf \\'illborn, Rektor der 
Diakonissenanstalt, Tel. 0 40/54 87-3 18 oder -3 70. und der 
Leiter der Fachschule Herr Niels Walter Diestel, Tel. 0 40/54 87-
3 02 oder -3 69. Bewerbungen werden erbeten an den Vorstand 
der Ev.-Luth. Diakonissenanstalt Alten Eichen, Wördemanns 
Weg 19-35, 2000 Hamburg 54. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Vier Wochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Diakonissenanstalt „Alten Eichen" (2) - P II/P 2 

* 

ln der Gemeinde der Hauptkirche St. Pe t r i  zu Ham­
burg im Kirchenkreis Alt-Hamburg - Bezirk Mitte - ist die 
2. Ffarrstelle vakant und mit einem Pastor oder einer Pastorin zu
besetzen. Die Besetzung erfolgt durch Wahl des Kirchenvorstandes.

Die Arbeit einer Hamburger Hauptkirchengemeinde soll ein 
Angebot für die ganze Stadt sein. Entsprechend wird von dem 
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Gemeindepastor neben der Aufgabe in der kleinen Ortsgemeinde 
(ca. 200 l'crsoncn) die Weiterführung der Personalgemeinde (ca. 
1000 Cmgemeindete und eine schwer schätzbare Zahl regelmäßi­
ger Besucher der Gottesdienste) erwartet. 

Wegen der sl,nken Prügung der Gc1neinde durch die .,Charisma­
tische Bewegung und des missionarischen Vorposten-Charakters" 
dieser Gemeinde in mitten der Stadt ist ein Pastor/eine Pastorin 
erwünscht. dericlie sich zu der „Geistlichen Gemeinde-Erneuerung 
in der evangelischen Kirche" zählt. 

Weitere traditionelle und lebendige Arbeitsakzente an dieser 
Gemeinde sind 

- die liturgisch-musikalische Arbeit
- die pastoralpsychologische Arbeit
- die ökumenisch ausgerichtete Arbeit.

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebenslauf 
sind zu richten an den Herrn Propst des Kirchenkreises Alt­
Hamburg - Be;.:irk Mitte. Neue ßurg L 2000 Hamburg 11. Weitere 
Unterlagen sind auf Anforderung einzureichen. Auskünfte erteilen 
Hauptpastor Dr. Werner Hoerschelmann, Speersort 10. 2000 Ham­
burg 1. Tel 0 40/32 44 38 oder 44 23 40; Oberschulrat a.D. Herbert 
Schröder. Tel. 0 40/46 11 81, und Propst Klaus-Reinhold Borck, 
Tel. 0 40/3 68 92 72. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: V ier Wochen nach Erscheinen die­
ser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

Az: 20 Gemeinde der Hauptkirche St. Pctri zu Hamburg (2) - P TIP 2 

Die Ffarrstelle des Kirchenkreises Herzogtum Lauen­
burg für Religionsunterricht  und  -gespräche an den 
Beru flichen Schulen des Kreises Herwgturn Lauenburg in 
Mölln wird vakant und ist zum 1. April 1989 mit einem Pastor 
oder einer Pastorin zu besetzen. Der gegenwärtige Pfarrstellen­
inhJbcr tritt zu diesem Tl'fmin in den Ruhestand. Die Besetzung 
erfolgt durch Berufung des Kirchenkreisvorstandes im Einverneh­
men mit der Schulleitung auf Zeit 

Der Dienstantritt ist rnr-aussichtlich am Li. April 1989. 

Die Beruflichen Schulen bestehen aus der Berufsschule, der 
Berufsfachschule für Wirtschaft, Sozialwirtschaft und Technik. der 
llerublachschulc für Hauswirtschafterinnen, der Berufsfachschule 
für Sozialpädagogik und dem Fachgymnasium mit den Klassen 
11 - 13. 

Die wiichcntlichc l'flichtstundcmahl betrügt 25. 

Primäraufgabe ist das Erteilen von Religions- und Philosophie­
unterricht im Vollzeitbereich sowie die Durchführung von Reli­
gionsgesprächen auf Berufsschulebene. 

Neben der Erteilung des Religionsunterrichtes wird Engagement 
in der Schülerseelsorge sowie die Durchführung von Schüler­
freizeiten und Schulgottesdiensten (Reformation/Weihnachten) 
erwartet. 

Das beschriebene Aufgabenfeld setzt gemeindliche, seelsorger­
liche und vor allem pädagogische Erfahrung und Gaben voraus. 

Bewerbungen mit ausführlichem, handgeschriebenen Lebenslauf 
sind zu richten an den Kirchenkreisvorstand des Kirchenkreises 
Herzogtum Lauenburg, Am Markt 7, 2418 Ratzeburg. Weitere 
Unterlagen sind auf Anforderung einzureichen, 

Auskünfte erteilen Pastor Rösel, Tel. 0 40/6 40 41 14, Propst Dr. 
Augustin, Am Markt 7, 2418 Ratzeburg, Tel. 0 45 41/34 54-45 31, 

der Schulleiter OStD Ehlers, sein Stellvertreter StD Langeloh, 
erreichbar vormittags unter O 45 42/40 11. 

Ablauf der Bewerbungsfrist sechs Wochen nach Erscheinen 
dieser Ausgabe des Gesetz� und Verordnungsblattes. 

Az.: 20 Berufliche Schulen in Mölln - P II/P 2 

Stellenausschreibungen 

In der Kirchengemeinde Ahrensburg ist im Bezirk der Schloßkir­
chc die Stelle 

eines/r Diakons/in 
(Sozialpädagogen/in) 

zum 1. Januar 1989 oder später zu besetzen. 

Er/Sie soll zusammen mit ehrenamtlichen Mitarbeitern die Kinder­
und lugendarbeit weiterführen, ausbauen und dabei die Botschaft 
des Evangeliums in zeitgemäße Lebensformen umsetzen. 

Eine Wohnung (2 1/2 Zimmer) kann zur Verfügung gestellt 
werden. 

Vergütung nach KAT. 

Bewerbungen werden erbeten bis zum 30. November an den 
Vorsitzenden des Bezirksaussch usscs der Scbloßkirche, Pastor Wil­
fried Pioch, Am Alten Markt 9, 2070 Ahrensburg. 

Auskünfte erteilt Pastor Pioch unter der Tel. Nr.: 04102/52584. 

Az.: 30 - Kirchengemeinde Ahrensburg - E 1 

In der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Bargteheide ist zum nächst­
möglichen Zeitpunkt die Stelle eincr/s 

Diakonin/Diakons 

mit den folgenden Arbeitsschwerpunkten wieder zu besetzen: 

- Kinderarbeit (mit Freizeiten)
- '\litgestaltung von Kinderbibelwochen
- Konfirmandenunterricht (Vorkonfirmanden)
- Anleitung und Begleitung von ehrenamtlichen l\litarheitern

Es wird ein/e Mitarbeiter/in gesucht, der/die zusammen mit 4
Pastoren, einem Diakon und weiteren haupt- und ehrenamtlichen 
Mitarbeitern das aktive Gemeinclclebcn lebendig und gemeindcbe­
zogen gestaltet. 

Zur Kirchengemeinde zählen insgesamt 12.500 Gemeindeglieder 
(Stadt und 7 Dörfer). Die Gemeinde ist in 4 Pfarrbezirke aufgeteilt. 
Ein großes neu ausgebautes Gemeindezentrum bietet sehr gute 
Arbeitsmöglichkeiten. Ein eigener Kinder- und Jugendbereich ist 
vorhanden. 

Vergütung nach KAT. 

Bei der Wohnungssuche ist die Kirchengemeinde behilflich. 

Bewerbungen sind bis zum 15. Januar 1989 zu richten an den 
Vorsitzenden des Kirchenvorstandes, Pastor Friedhelm Kresse!, 
Lindenstr. 2, 2972 Bargteheide.· 

Auskünfte erteilen: Michael Vorwerk, Vorsitzender des Jugend­
ausschusses; Michael Schröpfer, Diakon, Telefon: 04532 - 6002,

Az.: 30 - Bargteheide - E 1 
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Die Ev.-Luth. Kirchengemeinde Heiligenhafen sucht zum nächst­
möglichen Termin 

eine/n Diakon, in 

Die Stelle gibt viele \löglichkeiten zur Entfaltung eigener \-or­
stellungen von Gemeindearbeit. 

Arbeitsschwerpunkte: 

- \Vcitcrausbau und Fiit'clerung der ev. Kinder- und lugenclarbeit.

- \litgcstaltung des Konfirmandenunterrichtes in Zusammenar-
beit mit den Pastoren.

- Planung und Durchführung der Kindergottesdienste,

- die Organisation und Durchführung der Urlauberarbeit im Zu-
sammenhang mit der Jugendarbeit im Sommer.

\'crgütung nach KAT

Bei der Beschaffung einer eigenen Wohnung ist die Kirchenge­
meinde behilflich. 

Bewerbungen mit den entsprechenden l;nterlagen sind zu rich­
ten an den Kirchenvorstand der Ev.-Luth. Kirchengemeinde Heili­
genhafen, Hafenstr. 6. 2-+47 Heiligenhafen. 

Auskünfte erteilen Herr Pastor Horn. Tci. 04362/1457 und Herr 
Pastor Dr. Zengel, Tel. 04362/2259. 

Ablauf der Bewerbungsfrist: Vier Wochen nach Erscheinen die­
ser Ausgabe des Gesetz- und Verordnungsblattes. 

i\z 30 - Heiligcnhalcn - E 1 

Die \'icelin-Kirchengemeinde, Norderstedt, sucht zum 1. Januar 
1989 für eine Ganztagsstelle 

eine/n Diakon; in 
oder Gemeindehelfer.'in 

Es wird ein/e Mitarbeiter/in (auch Berufsanfänger/in) gesucht, 
der/die fähig und interessiert daran ist, 

- selbständige Kinder- und Jugendgruppen zu leiten,

- Konfirmanden zu unterrichten,

- chrcnamtichc MitarlJl'itcr zu begleiten.

- aufgeschlossen mit anderen Mitarbeitern/innen der Gemeinde
zusammenzuarbeiten (z.B. der Vorbereitung und Organisation
und Durchführung von Festen und Veranstaltungen mitzmdrken).

\'ergütung nach K-\T

Zur Yicelin-Gcmeindc gehören rd. 3.500 GemeindcgliedcT \'il'lc
junge Familien sind aus Hamburg zugezogen und für das kirchliche 
Leben sehr aufgeschlossen. 

Bewerbungen sind zu richten an den Kirchenvorstand der V icelin­
Kirchengemeinde, 2000 Norderstedt, Immenhorst 3. 

Az.: 30 - Vicelin-Harksheide-Süd - E 1 

Die Martin-Luther-Kirchengemeinde Quickborn-Heide sucht zum 
1. Januar 1989 wegen des Ausscheidens des jetzigen Stelleninhabers

eine/n Diakon/in 

für die Arbeitsbereiche Kinderarbeit, Kinder-Eltern-Arbeit, Kinder­
gottesdienst, Jugendarbeit und Konfirmandenunterricht. 

Er/Sie soll kirchlichen Hintergrund der Arbeit ernst nehmen; 
musische Fähigkeiten und Fertigkeiten sowie Berufserfahrung sind 
erwünscht. 

Vergütung nach KAT. 

Bcwl'rbungen sind zu richk11 an den Kirchcnrnrstand der Marti11-
Luther-Kirchcngcmcindc. Lllrn,cnstr. 21-23, 200:i Quickborn. 

Az.: 30 - !\lartin-Luther-Quickborn - E 1 

In der E\-.-Luth. Kirchengemeinde Wacken ist zum Jahresanfang 
1989 die 

Diakonstelle 
fiir Kinder- und Jugendarbeit 

neu zu bL',L't7c11. 

Gesucht wird cin/c Diakon/in, clic/cler die rege: Kinder- und 
Jugendarbeit eigenständig weiterführt, im Konfirmandenunterricht 

mitarbeitet und gewillt ist, unter den Bedingungen einer lebendigen 
Landgemeinde mit eigenen Ideen und Impulsen zusammen mit den 
Kindern und jugendlichen. den ehren-. neben- und hauptamtlichen 
Mitarbeitern der Gemeinde .. Kird1e zu bauen·· 

Vergütung nach KAT 

Auskünfte erteilt Pastor H. Halver, Hauptstr. 34. 2211 Wacken. 
Tel. 0482712307. 

Bewerbungen sind zu richten an den Kirchenrnrstand der Ev.­
Luth. KirchL'ngemeincle Wal'krn, Hauptstr. 34. 2211 Wacken. 

Az.: 30 - \\'acken - E 1 

Die EY. l.uth. Kirchengcmci11cle Rellingrn hat 1.urn niichstrnög­
lichen Termin die ganztägige Stelle eines 

Küsters 

zu besetzen. 

Die KirchL·gcmeinde u111la1.,t drei Pfarrstellen mit ca. 9.000 Gc­
mcimlcglieclern. Zu bclrcm'11 sind eine ßanlL'kkirche und ZWL·i 
Gemeindehäuser mit den dazugehörigen Aufscnanlagen. 

Der Aufgabenbereich umfaßt die Mitwirkung bei Gottesdiensten. 
Amtshandluungen und Veranstaltungen der Kirchengemeinde so­
wie die Betreuung der Gebäude und Grundstücke einschließlich 
kleinerer Rcparaturrn und der Gartrnplkgc, SchncL' und Eisbesei­
tigung. 

Wir wünschen uns: 

- Freude am gottesdienstlichen und kirchlichen Leben,
- Fähigkeit zum selbständigen Arbeiten,
- handwerkliches Geschick,
- Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit haupt- und

nebenamtlichen Mitarbeitern unserer Gemeinde

Wir bieten eine Dienstwohnung und Vergütung nach KAT. 

Bewerbungen mit den üblichen Unterlagen erbitten wir bis zum 
24. 11. 1988 an den Kirchenvorstand der Kirchengemeinde Rellin­
gen, Hauptstraße 27 a, 2084 Rellingen. Auskünfte erteilen der

Vorsitzende des Kirchenvorstandes, Pastor J. Gerke, Tel. 0 41 01/
2 21 70 und der stellv. Vorsitzende Herr Günter Schröder, Tel.
0 4101/ 238 73.

Az.: 30 KG Rellingen - D 11 
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Personalnachrichten 

Die Zweite Theologische Prüfung im Herbst 1988 haben be­

standen: 

Martin Behr ens, Stefan Block, Johannes Bornholdt, Ernst­
Martin D ahl, Martin Fischer, Frauke Fle i schhammer, Doro­
thee Friedrichscn, Gahril'lc Frictzschc, Hita Gal l ien, Ulrich 
Gradnt, HalU)laf Grd<mann, Marrn \ d. Jleyde, Erhard 
Janus. Dr. Udo Krolzik. llanna Leh ming. Frank Lotichius. 
Katja Luckey, Rüdiger Lutz, Rainer Patz. Birgit Penning. 
Frank Petrusch, Michael Räh se, Jutta Reh der, Christian Rein -
hart. Andreas Rieb!, Roland Scheel, Klaus Schläger, Angelika 
Schm iclt. Gerson Sciß. Andreas Sonnenberg, Annegrcthc• 
Stol tL'llhl'fg, Christina Tcgtmcycr, Elisabl'th Wal Iman. Ka­
tharina \Vie fcl-Jcnncr. Dorolhca Winkler. Karsten Winter 
und Sylvia Zwierlein 

Az.: 2135 - H 1988 - AI ; A 1 

Bes tätigt: 

Mit Wirkung vom 1. '.\o\·ember 1988 die Wahl der Pastorin z.A. 
Gabriela Jacke, z.Z. in Hamburg-Barmbek, bei gleichzeitiger 
Begründung eines Dienstverhältnisses als Pastorin auf Lebens­
lL'it /lff Ncmklhischcn Ev.-Luth. Kiffhc zur Pastorin dl'r 
1 Pfarrstelle der KirchL·ngcmcindc der K1n1zkirche zu Barm­
bck. Kirchenkreis ,\lt-Hamburg BcLirk Ost-; 

mit Wirkung vom 1. Dezember 1988 die \\'ahl des Pastors z.A. 
\'olker H agge, z.Z. in Bad Oldesloe. bei gleichzeitiger Be­
gründung eines Dienstverhältnisses als Pastor auf Lebenszeit 
zur '-:orclelbischen [\' -Lu1h. Kirche zum Pastor der 2. Pfarr­
stelle der KirchcngL·mcindc Oldesloe. Kirchenkreis SegcbLTg 

Eingeführt: 

Am 5. September 1988 der Pastor Dr. Horst Albrecht als 
Pastor in das Amt des Direktors des Prediger- und Studiense­
minars der '.\lordelbischen Ev.-Luth. Kirche: 

am 25. September 1988 der Pastor Karl-Ulrich Krämer als Pastor 
in die 2. l'farrstcllc der Kirchengemeinde Süderau, Kirchen­
kreis Münsterdorf; 

am 30. September 1988 der Pastor Volker Schmid t  als Pastor in 
die 5. Pfarrstelle der Norclelbischen Ev.-Luth. Kirche für die 
Dienstleistung mit besonderem Auftrag (Ausländerarbeit): 

am 2. Ok1ohcr 1988 die Pastorin Ada Woldag als R1storin in die 1. 
Pfarrstelle der Kirchengemeinde Osdorfer Born. Kirchenkreis 
Blankenese: 

am 4. Oktober 1988 der Pastor Jörg Munari  als Pastor in die 1. 
Pfarrstelle des Kirchenkreises Alt-Hamburg für Krankenhaus­
seelsorge im Allgemeinen Krankenhaus St. Georg. 

am 30. Oktober 1988 der Pa,l1Jr Dietrich Hoffmann als Pastor in 
die Pfarrstelle des Kirchenkreises Stormarn für Krankenhaus­
seelsorge im Allgemeinen Krankenhaus Wandsbek. 

Ver längert: 

Die Amtszeit des Bischofs D. Karlhcinz S lo 11 im Amt des Bischofs 
für Schleswig auf Grund seiner Wiederwahl durch die Synode 
der '.\ordelbischcn Ev.-Luth. Kirche am 22. September 1988 
über den März 1989 hinaus bis einschließlich 30. Juni 1992; 

die Amtszeit des Pastors Hans-Hermann Wiebe als Jugendbil­
dungsreferent der Ev. Akademie Nordelbien - Tagungsstätte 
Bad Scgchcrg - um 2 lahre über den 31. Oktoher 1988 hinaus. 

Beauftragt: 

Mit Wirkung rnm 1. November 1988 die Pastorin z.A. Dr. Katrin 
Gelder. z.Z. in Neuendettelsau, im Rahmen ihres Dienstver­
hältnisses auf Probe zur '\;ordelbischen Ev.-Luth. Kirche zur 
Dicnstlci,tung im Kirchrnkrcis Alt-Hamburg - ßczirk Ost -
(Aufl ragsfcirtsetzu ng). 
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t 
Pastor i. K 

Adolf Ruppelt 
geboren am 26. Janu,ir 1912 in Altona, 
gestorben am 15. Juli 1988 in Hamburg. 

Der Verstorbene wurde am 26. September 1943 in 
Geltung ordiniert. Von 1949 bis November 1951 war er 
Hilfsgeistlicher in Hamburg-Lump, von Dezember 1951 
bis November 1966 Pastor in Hamburg-Altona. 

Von Dezember 1966 bis zu seiner Zurruhesetzung zum 
1. November 1978 war er Propst des Kirchenkreises
Altona. Zusätzlich war er von 1970 bis 1976 mit bischöf­
lichen Aufgaben als Landespropst für Südholstein be­
auftragt.

Die Nordelbische Ev.-Luth. Kirche dankt Gott für die 
\·crkündigung des F\·angcliums durch Propst Ruppelt. 

t 
Pastor i. R. 

Helmut Plath 
geboren am 25. Februar 1922 in Sottrum. 

gestorben am 15. September 1988 in Kiel. 

Der Verstorbene wurde am 14. April 1956 in Hannover 
ordiniert. Anschließend war er Hilfsgeistlicher und 
Pastor in der Ev.-Luth. Landeskirche Hannover 

Zum l. ,\;ovember 1965 wurde er in den Dienst der 
Ev.-Luth. Landeskirche Schleswig-Holsteins übernom­
men. 

Bis zu seiner Zurruhesetzung zum 1. Juli 1984 war er 
Pastor in Sehestedt. im Kur- und Ferienzentrum Damp 
und in Eggebek-Jörl. 

Die Nordelbische Ev.-Luth. Kirche dankt Gott für die 
Verkündigung des Evangeliums durch Pastor Plath. 

Nr. 21 



'.\lr. 21 GVOBI. 1988 Seite 213 



Seite 214 G\'OBI. 1988 Nr. 21 

Herausgeber und Verlag: Nordelbisches Kirchenamt, Post­

fach 3449, Dänische Str. 21/35, 2300 Kiel 1. Fortlaufender 

Bezug und Nachbestellungen beim Nordelbischen Kirchenamt. 

Bezugspreis 20.- DM jährlich zuzüglich 5,- DM Zustellgebühr. -

Druck: Schmidt & Klaunig, Postfach 3925, 2300 Kiel 1. 

Nordelbisches Kirchenamt • Postfach 3449 · 2300 Kiel 1 

Postvertriebsstück • V 4193 B · Gebühr bezahlt 


